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Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen, 

nicht nur bei Gesprächen über Schulformen 
im Saarland drängt sich der Gedanke auf, die 
Beruflichen Schulen fristeten ein Schattenda­
sein in der deutschen Schullandschaft. So­
wohl Schülern, Eltern als auch Lehramts­Stu­
denten sowie Lehrern anderer Schulformen 
scheint zum Thema „Berufsbildende Schulen“ 
nicht viel einzufallen: Nachhilfe ist hier drin­
gend vonnöten! Denn obschon es im gesam­
ten Saarland 20 berufsbildende Schulen gibt – 
neben 60 Gemeinschaftsschulen, 35 Gymna­
sien und einer Vielzahl anderer Schulformen –, 
wissen die wenigsten etwas über diese beson­
dere Schulform, die so viel mehr ist als eine 
reine „Berufsschule“, welche ausbildungsbe­

gleitend im dualen System durchlaufen wer­
den muss von denjenigen, die Friseure, Zahn­
techniker oder Industriemechaniker werden 
wollen. 

Jens Ludwig beleuchtet im Thema einlei­
tend “Situation, Problemfelder und Perspekti­
ven der kaufmännischen beruflichen Bildung“, 
bevor Carsten Kohlberger einen Überblick 
über das sogenannte „Übergangssystem“ und 
seine anstehenden Neuerungen gibt: Da das 
bestehende System im Übergangsbereich 
nämlich bereits seit Jahrzehnten in seinen 
Grundzügen unverändert existiert, jedoch den 
veränderten Bedingungen der Lebens­ und 
Berufswelt Rechnung getragen werden soll, 
ist ein Reformansatz notwendig geworden. 
Zum nächsten Schuljahr 2020/21 wird dem­
nach eine Reform sowie Straffung des bisheri­
gen Systems umgesetzt. Zielsetzungen sind 
hierbei u.a. eine umfassendere Berufsorien­
tierung, eine zielgerichtete Ausbildungsvorbe­
reitung und der bessere Einstieg in die Berufs­
welt.  

Wie es konkret um die Situation, aber auch 
die Problemfelder und Desiderata in der 
„HAB­Berufsfachschule für Haushaltsführung 
und ambulante Betreuung“ aussieht, erläu­
tern fachkundig Claudia Forster­Bard und die 
GEW­Landesvorsitzende Birgit Jenni. 

Um eine grundsätzlich gleichwertige Aner­
kennung von beruflicher gegenüber allgemei­
ner Bildung kämpft Klaus Graus in seinem 
Artikel − konkrete Forderungen zur Umset­
zung inklusive. Die Berufschullehrerin Kathrin 
Albrecht gibt unter der Überschrift „Berufli­
che Bildung im Aufbruch“ Einblick in die Pro­
blematik von digitalem Unterricht in Zeiten 
von Corona an den beruflichen Schulen; hier­
bei geht sie insbesondere auf die ungleiche 
technische Ausstattung bei Schüler*innen 
und die gestiegene Arbeitsbelastung der Lehr­
kräfte ein. 

Unter der Rubrik “Schule“ informiert Bern­
hard Strube über den nun bereits zum achten 
Mal durch die Stiftung Demokratie Saarland 
und die Landeselterninitiative für Bildung aus­
geschriebenen „Saarländischen Schulpreis“, 
der gute Praxis von Schulen bei ganzheitlicher 
Schul­ und Unterrichtsentwicklung (Haupt­
preis), aber auch besondere Profile im Rah­
men dieser Entwicklung (Sonderpreise) aus­
zeichnet. 

Ich wünsche allen eine informative Lektüre 
und eine entspannte Sommer­ Urlaubs­ und 
Ferienzeit! n 

Judith Frankhäuser­Kandler 
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1. Situation 
Nach der Erhebung des Bundesinstituts für 

Berufsbildung (BIBB) zum 30.09.2019 wurden 
in Deutschland im Zeitraum vom 01.10.2018 – 
30.09.2019 insgesamt 525.081 neue Ausbil­
dungsverträge in über 300 nach BBiG/HwO 
anerkannten Ausbildungsberufen abgeschlos­
sen. Besonders beliebt bei den Auszubilden­
den ist das Erlernen der Berufe „Kauffrau/­
mann für Büromanagement“, „Kaufmann/­
frau im Einzelhandel“, „Verkäuferin/Verkäu­
fer“ sowie „Industriekauffrau/Industriekauf­
mann“. Die Tatsache, dass es sich bei vier der 
sechs beliebtesten Ausbildungsberufe um 
kaufmännische Berufe handelt, verdeutlicht 
ein grundsätzliches Interesse am Erlernen 
kaufmännischer Berufe und somit die Bedeut­
samkeit der kaufmännischen beruflichen Bil­
dung im dualen Ausbildungswesen. 

Neben den klassischen kaufmännischen 
Ausbildungsberufen aus Industrie und Handel 
zählen auch zahlreiche Ausbildungsberufe aus 
dem Zuständigkeitsbereich der „freien Beru­
fe“ (z. B. Steuerfachangestellte, Notarfachan­
gestellte oder Medizinische Fachangestellte) 
zum Bereich der kaufmännischen beruflichen 
Bildung, wodurch sich innerhalb der kaufmän­
nischen Ausbildungsberufe breite fachliche 
Themenfelder mit unterschiedlichen fachli­
chen und pädagogischen Anforderungen 
ergeben. Während bei Industriekaufleuten die 
klassische Industriebetriebslehre, bei den 
Steuerfachangestellten fundierte buchhalteri­
sche Kenntnisse sowie Kenntnisse im Steuer­
recht zum Lehrplan gehören, muss bei den 
Speditionskaufleuten beispielsweise das 
Frachtrecht intensiv unterrichtet werden. 

Neben der beschriebenen fachlichen Band­
breite lassen sich bei den kaufmännischen 
Ausbildungsberufen auch unterschiedliche 
Einstiegsvoraussetzungen hinsichtlich der 
schulischen Vorbildung erkennen. Während 
bei Bankkaufleuten oder Steuerfachangestell­
ten die Schüler*innen in der überwiegenden 
Anzahl über die allgemeine Hochschulreife 
oder die Fachhochschulreife als schulische 
Vorbildung verfügen, erlernen viele Auszubil­
dende auch kaufmännische Berufe mit einer 
geringeren schulischen Vorbildung. Insgesamt 
lässt sich ein Trend zu einer schulischen 
Höherqualifizierung in Bezug auf die all­
gemeinbildenden Schulabschlüsse der Auszu­
bildenden im dualen System erkennen. Laut 
dem Berufsbildungsbericht 2019 lag der 
Anteil der Auszubildenden mit Studienberech­
tigung bei den im Jahr 2017 abgeschlossenen 
Ausbildungsverträgen bei 29,2 %. (S. 139) 

2. Problemfelder 
2.1 Duale Ausbildung vs. Studium 

In Deutschland entscheiden sich immer 
noch zahlreiche Menschen für eine Berufs­
ausbildung im dualen System nach BBiG/ 
HwO. Nach dem Berufsbildungsbericht 2019 
liegt die Anzahl der Personen, die sich für ein 
Studium entscheiden, allerdings höher. 
(S.98/99)  

Die Ursachen für diesen schon längerfristig 
anhaltenden Trend sind vielfältig. Zum einen 
ist gemäß dem Berufsbildungsbericht 2019 
die Anzahl der Schulabsolvent*innen mit Stu­
dienberechtigung von etwa 25 % im Jahr 2005 
auf etwa 35 % im Jahr 2017 gestiegen. Zum 
anderen verdient ein Akademiker nach einem 
Bericht der WirtschaftsWoche vom 19.03.19 
mit bis zu zwei Jahren Berufserfahrung jähr­
lich 14.000,00 € mehr als ein nichtakademi­
scher Arbeitnehmer. Im Laufe des Berufsle­
bens klafft die Schere sogar noch weiter aus­
einander. Die beschriebene Gehaltslücke trifft 
auch auf die kaufmännischen Ausbildungsbe­
rufe zu. Ein Studium der Wirtschaftswissen­
schaften ist unter finanziellen Aspekten in der 
Summe lukrativer als das Erlernen eines kauf­
männischen Ausbildungsberufes. 

Unter den oben ausgeführten Punkten 
erscheint die aktuelle Entwicklung einer 
immer höheren Anzahl an Studienanfän­
ger*innen sehr rational und keineswegs pro­
blematisch. Die Tatsache, dass junge Men­
schen ihre schulische Höherqualifizierung 
nutzen, um durch ein Studium zu besseren 
Verdienstmöglichkeiten zu gelangen, ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Ebenfalls positiv 
stimmt die Tatsache, dass die Erfolgsquote bei 
den Abschlussprüfungen im Rahmen der dua­
len Ausbildung laut Berufsbildungsbericht 
2019 mit knapp über 90% recht hoch und bei 
den meisten kaufmännischen Ausbildungsbe­
rufen sogar noch höher liegt. Die Übernahme­
quote von Ausbildungsabsolvent*innen be­
wegt sich laut Berufsbildungsbericht 2019 mit 
74 % zudem auf einem recht hohen Niveau. 

Ein Problemfeld liegt allerdings im Bereich 
der vorzeitigen Auflösung von Ausbildungs­
verträgen. Nach dem Berufsbildungsbericht 
2019 lag diese im Jahr 2017 in Deutschland 
bei 25,7 %, wobei starke Schwankungen inner­
halb der einzelnen Ausbildungsberufe zu er­
kennen sind. Während in den Bereichen Gas­
tronomie und Handwerk besonders hohe Ver­
tragslösungsquoten vorliegen, sind diese bei 
den meisten kaufmännischen Berufen ver­
gleichsweise moderat aber keineswegs ver­
nachlässigbar gering. Ebenfalls beunruhigend 
ist die hohe Anzahl an Studierenden, die ihr 

Studium abbrechen.  Laut einer Studie des 
Deutschen Zentrums für Hochschul­ und Wis­
senschaftsforschung (DZHW) haben etwa 29% 
aller Bachelorstudierenden ihr Studium abge­
brochen. Als Hauptursache wurde eine Über­
forderung mit den fachlichen Inhalten ge­
nannt. Besonders hoch liegt die Abbrecher­
quote in den Naturwissenschaften. Im Bereich 
der Wirtschaftswissenschaften ist die Abbre­
cherquote auf etwa 20% gestiegen. 

2.2 Digitalisierung 
Die Digitalisierung spielt nicht nur in der 

Industrie im Rahmen von Industrie 4.0 eine 
wichtige Rolle. Auch in der beruflichen Bil­
dung ist die Digitalisierung von enormer 
Bedeutung, weshalb das BIBB im Oktober 
2019 eine Veranstaltungsreihe zum Thema 
„Berufsbildung 4.0“ gestartet hat. In dieser 
Vortragsreihe wurde deutlich, dass die Berufs­
welt auch in den kaufmännischen Berufen im 
Umbruch ist und dass daher auch die kauf­
männische Ausbildung an die digitalen He­
rausforderungen angepasst werden muss. 

Prof. Dr. Sascha Stowasser vom Institut für 
angewandte Arbeitswissenschaft e.V. (ifaa) 
betonte in seinem Impulsvortrag, dass neben 
digitalen Methoden­, Selbst­ und Sozialkom­
petenzen auch entsprechende digitale Fach­
kompetenzen, wie beispielsweise klassisches 
IT­Anwenderwissen, für den Arbeitsmarkt von 
enormer Bedeutung sind. Prof. Dr. Friedrich 
Hubert Esser vom BIBB gab zu bedenken, dass 
in vielen dualen Ausbildungsberufen zuneh­
mend hochkomplexe Tätigkeiten nachgefragt 
werden.  

Gerade zur Lösung von Aufgaben, die mit 
solchen Tätigkeiten verbunden sind, ist das 
Ineinandergreifen der o. g. Kompetenzen 
besonders wichtig. Damit dies auch gelingen 
kann, sollte im Rahmen der kaufmännischen 
Bildung nicht an der Vermittlung entspre­
chender digitaler Fachkompetenzen gespart 
werden. Vielmehr sollte das Erlernen digitaler 
Fachkompetenzen um das Vermitteln weite­
rer digitaler Kompetenzen ergänzt werden. 
Die o. g. Impulse sollten auch bei der Umset­
zung des Digitalpaktes in der kaufmännischen 
Bildung berücksichtigt werden. Der Nutzen 
des Digitalpaktes sollte sich nicht darin 
erschöpfen, digitale Endgeräte zu beschaffen. 
Es ist von großer Bedeutung, dass solche Ge­
räte von Lehrkräften angemessen zur zeitge­
mäßen Vermittlung von Fachwissen und sons­
tiger Kompetenzen eingesetzt werden.  

Der Einsatz digitaler Endgeräte im Unter­
richt (z. B. PC, Beamer, Smartboard, Tablets) 
darf nie Selbstzweck sein, sondern muss 
immer im Einklang mit dem Hauptziel des 
Unterrichts, dem stetigen und nachweisbaren 
Wissenszuwachs, stehen. Außerdem ist es ins­
besondere in der kaufmännischen Bildung 
wichtig, die Schüler*innen im Umgang mit 
einschlägiger, praxisrelevanter Software (z. B. 
klassische Textverarbeitungs­ und Tabellenkal­
kulationsprogramme, Buchhaltungsprogram­
me usw.) angemessen zu schulen, da dieses 
digitale Fachwissen im späteren Berufsleben 
nutzbringend angewendet und weiter vertieft 
werden kann. Der Umgang mit einschlägiger 
und praxisrelevanter Software ist gerade in 
kaufmännischen Berufen von enormer 
Bedeutung, da in vielen Berufszweigen per­

spektivisch das „papierlose Büro“ angestrebt 
wird. Die dafür notwendigen Grundlagen 
müssen dringend während der Ausbildung 
gelegt werden. 

2.3 Lernfelddidaktik vs. Fachsystematik 
In fast allen kaufmännischen Ausbildungs­

berufen wurde die bisherige Fächersystematik 
durch handlungsorientierte Lernfelder er­
setzt. Die Lernfelder orientieren sich an kon­
kreten beruflichen Aufgabenstellungen und 
Handlungsabläufen. Die KMK­Rahmenlehrplä­
ne wurden bereits vor mehreren Jahren ent­
sprechend geändert und der Berufsschulun­
terricht ebenfalls angepasst. Dieser findet in 
den beruflich relevanten Themenfeldern nicht 
mehr in Fächern (z. B. Wirtschaftslehre, Rech­
nungswesen) statt. Stattdessen sollen fach­
kundliche Inhalte entsprechend ihrer Ver­
knüpfung mit den beruflichen Arbeitsprozes­
sen vermittelt werden. Außerdem wird ange­
strebt, dass im Unterricht verstärkt Sozial­, 
Selbst­ und Methodenkompetenzen vermit­
telt werden.  

Der Grundgedanke, den Unterricht auf dem 
o. g. Weg umzustellen, ist sicherlich berech­
tigt, zudem nach Ansicht von Experten 
zukünftige Fachkräfte situativ problemlösend 
handeln müssen und auf diesem Weg Kom­
munikationskompetenzen und Prozesswissen 
sowie IT­Kompetenzen an Bedeutung gewin­
nen werden. Problematisch erscheint aller­
dings die Tatsache, dass in den handlungsori­
entierten Lernfeldern die fachlichen Inhalte 
der einzelnen Lernfelder nur generell benannt 
und nicht mehr differenziert aufgelistet wer­
den. Inhalte, die nicht explizit im Lehrplan 
erwähnt werden, drohen mitunter im Unter­

richt vernachlässigt zu werden. Es sollte daher 
darauf geachtet werden, dass fachliche Inhal­
te im Rahmen des Lernfeldunterrichts nicht 
reduziert werden. Schließlich ist auch das Er­
lernen von Fachinhalten, insbesondere in 
anspruchsvollen kaufmännischen Berufen, ein 
ganz wesentlicher Teil der beruflichen Hand­
lungskompetenz.  

Bei der genauen inhaltlichen Ausgestaltung 
der Lernfelder kommt somit den Schulen und 
den entsprechenden Fachlehrern eine sehr 
verantwortungsvolle Rolle zu. Generell ist die 
Vorbereitung eines angemessenen hand­
lungsorientierten Unterrichts äußerst an­
spruchsvoll und benötigt bei ordnungsgemä­
ßer Planung mehr zeitliche Ressourcen als ein 
Unterricht, der rein an der Fachsystematik 
ausgerichtet ist. Es ist daher offensichtlich, 
dass ein handlungsorientierter Rahmenlehr­
plan keine Garantie für einen gelingenden 
handlungsorientierten Unterricht darstellt. 
Denn um die in einem Lernfeld dargestellte 
berufliche Aufgabenstellung korrekt verste­
hen und durchdenken zu können und um auf 
dieser Basis einen nutzbringenden, hand­
lungsorientierten Unterricht planen und 
durchführen zu können, muss dringend das 
benötigte Fach­ und betriebliche Prozesswis­
sen vorhanden sein.  

3. Perspektiven 
3.1 Duale Ausbildung vs. Studium 

Sowohl die Abbrecherquoten im Hoch­
schulbereich als auch im Bereich der dualen 
Ausbildung sollten keineswegs ignoriert, son­
dern ernst genommen werden. Schließlich 
stecken hinter den Zahlen individuelle Schick­
sale meist junger Menschen, die ein ganzes 
Berufsleben vor sich haben und dieses meis­
tern müssen. 

Um Abbrecherquoten im Hochschulbereich 
zu reduzieren, sollten einerseits die Hoch­
schulen  ihre Lehr­ und Lernbedingungen ver­
bessern, während andererseits das Erlernen 
eines Ausbildungsberufes im Rahmen der 
dualen Ausbildung verstärkt beworben wer­
den sollte, zudem in bestimmten kaufmänni­
schen Berufszweigen, wie beispielsweise der 
Finanzbuchhaltung, verstärkt Fachkräfte auf 
dem Arbeitsmarkt nachgefragt werden. Wich­
tig ist, dass für die Aufnahme einer dualen 
Ausbildung Anreize geschaffen werden. Die 
Einführung einer Mindestausbildungsvergü­
tung nach dem Berufsbildungsmodernisie­
rungsgesetz (BBiMoG) war sicherlich ein ers­
ter Schritt in die richtige Richtung. Weitere 
Schritte müssen aber folgen. 

So sollte auch darauf geachtet werden, 
dass das Ausbildungsniveau perspektivisch 
erhöht und Leistungsanforderungen nicht 
abgesenkt werden. Das Niveau einer Ausbil­
dung sollte immer so hoch angesetzt werden, 

EuWiS 07­08/2020 | 5EuWiS 07­08/2020 | 4

          THEMA: BERUFLICHE BILDUNG 

Kaufmännische Bildung 
Situation, Problemfelder und Perspektiven der kaufmännischen beruflichen Bildung

THEMA: BERUFLICHE BILDUNG 

Foto: stock.adobe.com/©magele­picture 



dass es ein Bestehen im späteren Berufsleben 
höchstwahrscheinlich macht und weiterer 
beruflicher Aufstieg möglich ist. Mit berufli­
chem Aufstieg gehen schließlich auch bessere 
Verdienstmöglichkeiten einher. 

Je mehr Fähigkeiten innerhalb einer Ausbil­
dung erworben wurden, desto eher wird 
beruflicher Aufstieg durch eine Ausbildung 
möglich und desto konkurrenzfähiger wird 
sich die duale Ausbildung langfristig gegen­
über einem Studium entwickeln. Um Abbre­
cherquoten im Bereich der dualen Ausbildung 
zu reduzieren, muss sicherlich an verschiede­
nen Punkten angesetzt werden. Hier sind alle 
dualen Ausbildungspartner gefragt, ihren 
Anteil zur Verbesserung des Ausbildungserfol­
ges beizutragen. Dies kann beispielsweise 
durch eine bessere Ausbildungsbegleitung, 
kleinere Klassen, individuellere Förderungen 
usw. geschehen. 

Speziell im schulischen Bereich sollte der 
Grundsatz verfolgt werden, dass die Erteilung 
eines Schulabschlusses immer mit einer 
grundsätzlichen Ausbildungsfähigkeit der 
jeweiligen Schüler*innen einhergeht. Sofern 
dies nicht der Fall ist, besteht die Gefahr, dass 
die Schüler*innen mit einem Arbeitsmarkt 
konfrontiert werden, dem sie nicht gewach­
sen sind und unerwünschte Folgen wie ein 
Ausbildungsabbruch auftreten. Ein Schulab­
schluss, der ohne grundsätzliche Sicherstel­
lung einer Berufsfähigkeit vergeben wird, ent­
wertet sich langfristig selbst, so wie es beim 
Hauptschulabschluss, insbesondere in Bezug 
auf das Erlernen kaufmännischer Ausbil­
dungsberufe, schon länger zu beobachten ist. 

Insgesamt sollte in einem Bildungssystem 
nicht der Abschluss an sich und die darin er­

teilten Noten im Vordergrund stehen, son­
dern die erreichten Qualifikationen. Schließ­
lich ist es nicht die sehr gute oder gute Note, 
die den jungen Menschen im Berufsleben 
langfristig weiterhilft, sondern die im Schul­
system erworbenen Fähigkeiten und Kompe­
tenzen. 

3.2 Digitalisierung 
Um die beschriebenen digitalen Kompeten­

zen im Schulsystem zu stärken, sind neben 
einer besseren Ausstattung der Schulen, die 
durch den Digitalpakt zurzeit im Gange ist, 
weitere Schritte nötig. Wichtig ist auch die 
Ausstattung der Schulen mit entsprechender 
berufsspezifischer Software sowie die lang­
fristige Sicherstellung der Wartung und Pflege 
angeschaffter Gegenstände.  

Gerade in der kaufmännischen Bildung ist 
es wichtig, dass die Schüler*innen den 
Umgang mit den vielfältigen praxisrelevanten 
Programmen erlernen und darin geschult 
werden. Dies setzt allerdings angemessene 
zeitliche und personelle Ressourcen voraus. 
Ein nutzbringender, praxisnaher Unterricht 
mit einschlägiger Software ist sehr anspruchs­
voll und bedarf eines hohen Vorbereitungs­
aufwandes und auch einer permanenten Wei­
terbildung der unterrichtenden Kolleg*innen.  
Im Rahmen einer angestrebten Berufsbildung 
4.0 ist nicht die Anschaffung von Endgeräten, 
sondern vielmehr der situationsgerechte Ein­
satz im Unterricht der entscheidende Punkt. 

3.3 Lernfelddidaktik vs. Fachsystematik 
Damit Lehrkräfte die handlungsorientierten 

Lernfelder angemessen vermitteln können, ist 
auch in der kaufmännischen Bildung einschlä­
gige Berufserfahrung notwendig. Kaufmänni­

sche Berufe unterscheiden sich inhaltlich teil­
weise sehr stark. Die Tatsache, dass viele Stu­
dierende ein recht allgemeines wirtschafts­
wissenschaftliches Studium absolviert haben, 
später in der Berufsschule teilweise recht spe­
zielle wirtschaftswissenschaftliche Inhalte 
vermitteln und diese in einem betrieblichen 
Prozess unterrichten sollen, stellt eine beacht­
liche Herausforderung dar. Neben der bereits 
erwähnten einschlägigen Berufserfahrung, 
die insbesondere für das Unterrichten in Lern­
feldern relevant ist, sollte auch ein besonde­
res Augenmerk daraufgelegt werden, im Stu­
dium möglichst viele praxisnahe Inhalte 
durchzunehmen. Neben einer stärkeren Fo­
kussierung auf klassische wirtschaftswissen­
schaftliche Fachinhalte (z. B. Buchführung, 
Controlling, Steuern, Marketing), wäre ein 
Ausbau der fachdidaktischen Lehrveranstal­
tungen unter Betreuung unterrichtender 
Lehrkräfte ein weiterer wichtiger Ansatz.  

Ebenso erscheint es äußerst wichtig, dass 
im Vorbereitungsdienst und in den ersten 
Dienstjahren ein ausreichendes Maß an Res­
sourcen bereitgestellt wird, sich ausgehend 
von den recht allgemeinen wirtschaftswissen­
schaftlichen Kenntnissen des Studiums, in die 
jeweiligen, teilweise recht speziellen, Berufs­
felder angemessen einzuarbeiten. Nur wenn 
durch Ausbildung, Studium und Vorberei­
tungsdienst entsprechende Kompetenzen 
aufgebaut werden, wird es zukünftigen Lehr­
kräften gelingen, sich in lernfeldorientierten 
Lehrplänen zurecht zu finden, ohne gleichzei­
tig an der Vermittlung von Fachinhalten zu 
sparen. n 

Jens Ludwig 
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Was kommt nach der Schule? 
Wie sich Jugendliche mit Hauptschulbildung auf den Übergang in die Ausbildung vorbereiten –  
Daten aus dem Übergangspanel II des Deutschen Jugendinstituts e. V. (2017) 

Im Übergangspanel II werde Jugendliche 
mit maximal Hauptschulabschluss aus Haupt­
schulen bzw. aus Schulen mit Hauptschulzü­
gen und vergleichbaren Bildungsgängen zu 
mehreren Erhebungszeitpunkten befragt, um 
deren ursprüngliche Pläne und Voraussetzun­
gen, ihre Übergangsbemühungen sowie ihren 
nachschulischen Verbleib abbilden zu können. 
Dabei stehen u.a. folgende Forschungsfragen 
im Mittelpunkt: 
n Welche Anschlusspläne verfolgen die 
Jugendlichen für die Zeit nach der Schule, und 
welche Rolle spielen dabei Unterstützungsin­
stanzen des sozialen Nahraums sowie institu­
tionelle Akteure? 

n Wie gestalten sich die Übergangswege für 
die Schulabsolvent/innen angesichts neuer 
Rahmenbedingungen auf dem Ausbildungs­ 
und Erwerbsmarkt? 

n Mit welchen psychosozialen Belastungen 
müssen die Jugendlichen dabei umgehen und 
wie bewältigen sie diese? 

Die Wege in die Erwerbsarbeit dauern län­
ger und sind für Jugendliche und junge 
Erwachsene in den letzten Jahren unüber­
sichtlicher geworden. Allerdings scheint dies 
ein Ausdruck neuer Normalität zu sein. Zwi­
schenschritte, Auszeiten und Phasen der (Um­

)Orientierung gehören für einen nicht uner­
heblichen Teil der Jugendlichen zum Über­
gang Schule – Beruf dazu. Allerdings gab es 
lange Zeit keine entsprechenden Befunde für 
die Gruppe der sogenannten benachteiligten 
Jugendlichen, also vor allem derjenigen, die 
mit fehlenden oder niedrigen Schulabschlüs­
sen den Übergang bewältigenmüssen. 

Weitere schulische Bildung 
Inzwischen möchten recht viele Jugendli­

cher anstelle einer beruflichen Ausbildung 
zunächst weiter zur Schule gehen. Seit den 
1990er Jahren zeichnet sich dieser Wunsch in 

den Übergangsplänen von Schülerinnen und 
Schülern nicht­gymnasialer Schullaufbahnen, 
insbesondere jedoch unter Hauptschülerin­
nen und ­schülern, in wachsendem Maße ab. 
Hintergrund dieser Entwicklung ist eine Reihe 
struktureller Öffnungen im Bildungssystem, 
die diesen Weg für Jugendliche zu einem so 
späten Zeitpunkt ihrer Schullaufbahn über­
haupt passierbar machen. Sie führten zum 
einen zu einer Entkopplung von Schulform 
und Schulabschluss, zum anderen zu einer 
stärkeren Verzahnung von allgemeinbilden­
dem und beruflichem Bildungssystem ein­
schließlich der Bildungsgänge des Übergangs­
sektors. 

Beim weiteren Schulbesuch geht es vor 
allem darum, den Schulabschluss nachzuho­
len oder einen höherwertigen Schulabschluss 
zu erwerben. Insgesamt können sich 70 Pro­
zent aller Anfängerinnen und Anfänger der 
Bildungsgänge des Übergangssektors vorstel­
len, ihren Schulabschluss im Verlauf ihrer Teil­
nahme zu verbessern; dies gelingt jedoch nur 
einem knappen Viertel der Teilnehmenden. 
Darüber hinaus ist anzumerken, dass junge 
Frauen eher am höheren Schulabschluss inte­
ressiert und auch motivierter sind, ihre 
Absicht umzusetzen. Zusammengenommen 
sprechen die Befunde dafür, dass der Wunsch 
nach Fortsetzung der schulischen Laufbahn 
eher durch typische Momente sozial unglei­
cher Bildungsbeteiligung geprägt wird als von 
schulischen, ggf. auch privat organisierten 
Unterstützungsangeboten. 

Hier spiegelt sich die entscheidungstheore­
tische Konstellation einer Entscheidungssitua­
tion unter Unsicherheit wider, wie sie für 
Berufswahlprozesse typisch ist. Wenn die 
Jugendlichen (noch) keine Berufswahlpräfe­
renzen entwickelt haben, ist es für sie 
zunächst rational, eine sogenannte „Options­
wahl“ zu ergreifen – d. h. sie wählen diejenige 
Anschlussoption, die für sie die meisten 
Optionen für die spätere Berufsbiografie mit 
sich bringt –, welche beruflichen Ziele dies 
dann auch immer sein mögen. Somit wird hier 
mit dem anschließenden Schulbesuch die 
rationale Vergrößerung des späteren Aktions­
raumes an verfügbaren berufsbiografischen 
Handlungsalternativen verfolgt. 

Berufswahl 
Aus den von den befragten Schülerinnen 

und Schülern genannten Präferenzen der Aus­
bildungsberufe geht einerseits hervor, dass 
bei den männlichen Jugendlichen nach wie 
vor Handwerksberufe häufig nachgefragt wer­
den. Auch deutet die weiterhin hohe Beliebt­
heit der Einzelhandelskauffrau bzw. des Ein­
zelhandelskaufmanns auf die vorgezeichnete 

Ausübung von Dienstleistungsberufen im 
Niedriglohnsektor hin, wobei sich geringe Bil­
dungsvoraussetzungen in prekär entlohnte 
Beschäftigungsverhältnisse zu verfestigen 
drohen. Zudem kann bei den weiblichen 
Befragten über die letzten Jahre offenbar eine 
starke Hinwendung zu Sozial­ und Gesund­
heitsberufen beobachtet werden – eine Ent­
wicklung, die auf die besseren Zugangs­ und 
Verbleibschancen in diesen Berufsrichtungen 
für Absolventinnen und Absolventen mit nied­
rigen Schulabschlüssen verweist. Insgesamt 
besticht der Befund, dass sich die Berufswün­
sche der jungen Frauen deutlich stärker auf 
wenige Berufe konzentriert, während das 
Berufswahlspektrum der jungen Männer 
sichtbar ausdifferenzierter ist. Hier ist zu ver­
gegenwärtigen, dass sich die Berufswahl von 
Absolventinnen und Absolventen mit Haupt­
schulabschluss auf wenige Berufe beschränkt. 
So sind es realiter bei den jungen Männern 
lediglich etwa 40 Berufe und bei den jungen 
Frauen sogar nur etwa 25. Innerhalb berufli­
cher Selektionsprozesse haften den verschie­
denen Optionen historisch überlieferte, 
geschlechterbezogene Zuschreibungen an. So 
ist die erstere Berufsgruppe (naturwissen­
schaftlich­technische Berufe) klar männlich 
dominiert, während die letztere in hohem 
Maße als feminisiert (Gesundheits­ und Sozi­
alberufe) gilt. Gleichzeitig sind jedoch natur­
wissenschaftlich­technische Berufe für Frauen 
wesentlich unzugänglicher, als dies für Män­
ner in Gesundheits­ und Sozialberufen zutrifft, 
da gerade bei den ersteren enorm verfestigte 
Rollenbilder bestehen, die Frauen geringere 
Kompetenzen in diesen Bereichen zuschrei­
ben. 

Es zeigt sich beispielsweise, dass extrinsi­
sche Berufswahlmotive, vor allem unter 
Migrantinnen und Migranten, eine große Rol­
le spielen und sich die geäußerten Berufs­
wahlpräferenzen der Jugendlichen noch 
immer in hohem Maße an geschlechterspezi­
fischen Rollenerwartungen orientieren. Bei­
des kann als Ausdruck eines eher konventio­
nellen Berufswahlmusters gedeutet werden. 

Schullaufbahn 
Im Hinblick auf die Schullaufbahn von 

Hauptschülerinnen und Hauptschülern wurde 
deutlich, dass diese Jugendlichen, die als Bil­
dungsverliererinnen und ­verlierer und als 
nicht sonderlich an Bildung Interessierte gel­
ten, zu einem beträchtlichen Teil bereit sind, 
noch vor Aufnahme einer beruflichen Ausbil­
dung ihren Schulabschluss zu verbessern. Jen­
seits der Frage, ob sich diese Investition in 
mehr Bildungszeit für sie letztlich lohnt, zeigt 
dies einmal mehr, wie unberechtigt solche 
Vorbehalte sind. Sichtbar wurde zudem, dass 

die strukturellen Entkopplungen von Bildungs­
gängen und Abschlüssen mit sozialen Selekti­
onsprozessen einhergehen. Dabei bleiben die 
transitorischen Potenziale schulischer Sozial­
beziehungen und schulischer Förderung ins­
besondere beim angestrebten Erwerb des 
mittleren Schulabschlusses vielfach unausge­
schöpft. 

Zusammenschau 
In der Zusammenschau der dargestellten 

Befunde muss konstatiert werden, dass die 
befragten Jugendlichen dem bevorstehenden 
Übergang in weiterführende Bildung und 
Arbeitswelt in doppelter Hinsicht mit schwie­
rigen Startvoraussetzungen entgegengehen. 
Einerseits befinden sie sich am unteren Rand 
eines abwärts gerichteten schulischen Selekti­
onsprozesses, der sie lediglich mit niedrigen 
Bildungsvoraussetzungen entlässt. Hier müs­
sen sie mit einer größer werdenden Gruppe 
von Jugendlichen mit höheren und mittleren 
Bildungsabschlüssen um begehrte Ausbil­
dungs­ und später Arbeitsplätze konkurrieren. 
Andererseits können sie nur eingeschränkt 
auf sozio­ökonomische Unterstützungsres­
sourcen, etwa ihrer Herkunftsfamilie, zurück­
greifen, um die dort anstehenden besonderen 
Herausforderungen bei der Bewältigung des 
Übergangs in Ausbildung und Beruf zu meis­
tern. Im weiteren Verlauf der Beobachtung 
der Karrierewege dieser Jugendlichen in wei­
teren Erhebungswellen bleibt abzuwarten, 
inwiefern ihnen dennoch eine erfolgreiche 
Platzierung am Ausbildungs­ und Arbeits­
markt gelingt und welche Umwege bzw. 
beruflichen Konzessionen sie dabei ggf. in 
Kauf nehmen müssen. n 

(red.) 
Den Bericht kann man unter https://www.dji.de/filead­
min/user_upload/bibs2018/WEB_DJI_Waskommtnach­
derSchule.pdf dowloaden. 

 
 
 
 
Bildung  
ist ein  
Menschenrecht.



          THEMA: BERUFLICHE BILDUNG 

EuWiS 07­08/2020 | 8 EuWiS 07­08/2020 | 9

THEMA: BERUFLICHE BILDUNG 

Chancen nutzen im neuen  
Übergangssystem

Die Schüler*innen fit bekommen für die 
Berufsausbildung – das soll an den berufli­ 
chen Schulen ab dem kommenden Schuljahr 
im neugestalteten Übergangssystem gelin­
gen. Kann dieses Ziel erreicht werden? Eine 
Bestandsaufnahme. 

Bisheriges System 
Das Übergangssystem an den beruflichen 

Schulen zählt zu den Kernaufgaben beruf­ 
licher Bildung. Es bestand im Saarland bislang 
aus dem Berufsvorbereitungsjahr (BVJ), dem 
Berufsgrundbildungsjahr (BGJ), der Berufs­
grundschule (BGS) für den Erwerb des Haupt­
schulabschlusses sowie den zweijährigen 
Berufsfachschulen, die zum Mittleren Bil­
dungsabschluss führten. 

Neues System 
Ab dem kommenden Schuljahr tritt das 

neue Übergangssystem (BQ) in Kraft, das zwei 
neue Schulformen vorsieht: 

1)  die einjährige Ausbildungsvorbereitung 
     (AV) und 

2)  die zweijährige Berufsfachschule  
     (BFS I und II) (siehe Abbildung). 

Schüler*innen der Regelschulformen ohne 
Hauptschulabschluss besuchen ab sofort die 
AV, in der sie ohne Abschlussprüfung den 
Hauptschulabschluss erwerben können. Ler­
nende mit Hauptschulabschluss besuchen 
direkt die BFS I. Um in die BFS II versetzt zu 
werden, wird künftig ein Notendurchschnitt in 
den Hauptfächern benötigt. Wird dieser nicht 
erreicht, können die Betroffenen die BFS I ein­
malig wiederholen oder müssen die Schule 
verlassen. 

Die Berufsfachschulen können jeweils in 
den drei Fachrichtungen Wirtschaft und Ver­
waltung, Technik sowie Gesundheit und Sozia­
les besucht werden. In der AV finden je drei 
zweiwöchige Praktika statt. In der BFS I absol­
vieren die Schüler*innen entweder ein Jah­
respraktikum an einem Tag pro Woche, oder 
zwei vierwöchige Blockpraktika in einem 
Betrieb. 

Neben den erwähnten Fachbereichen wer­
den auch weiterhin die Berufsfachschulen für 
Kinderpflege (KI) und für Haushaltsführung 
und ambulante Betreuung (HAB) angeboten. 
Diese Schulformen können nach der BFS I 
besucht werden. 

Besonderheiten: Das BQ­System sieht eini­
ge Neuerungen vor. Das Lehrplankonzept 
umfasst einen berufsbezogenen (in der jewei­
ligen beruflichen Fachrichtung), einen berufs­
übergreifenden (allgemeinbildende Fächer) 
und einen unterstützenden Bereich (individu­
elle Lernbegleitung). Die Systematik hebt den 
Fokus auf der Berufsvorbereitung der Bil­
dungsgänge im neuen System hervor, ohne 
jedoch die Allgemeinbildung zu vernachlässi­
gen. Die allgemeinbildenden Fächer sollen 
sich künftig vor allem in AV und BFS I stärker 
auf tatsächlich in den Berufen benötigte Kom­
petenzen fokussieren. Neu ist auch, dass im 
Rahmen der individuellen Lernbegleitung den 
Schüler*innen unterstützende Angebote 
außerhalb der traditionellen Fachcurricula 
gemacht werden. Die Praktika sollen eine 
enge Verzahnung der Schulform mit der 
Berufswelt gewährleisten. 

Herausforderungen: Die wichtigste Heraus­
forderung im neuen Übergangssystem  wird 
sein, die Vielzahl an Schüler*innen mit Bedarf 
an besonderer pädagogischer Unterstützung 
optimal zu fördern und fit für die Ausbildung 
zu machen oder zum Mittleren Bildungsab­
schluss zu führen. Die Heterogenität unter 
den Lernenden wird groß sein. In der AV wer­
den viele Schüler*innen beschult werden, 
welche aus unterschiedlichen Gründen die 
Gemeinschaftsschule ohne Abschluss verlie­
ßen und ihre Berufsschulpflicht noch nicht 
erfüllt haben. Nicht selten wird der Anteil för­
derbedürftiger Schüler*innen hoch sein, 
darunter Jugendliche mit Migrationshinter­
grund, mit gesundheitlichen und psychischen  
Problemen,  traumatisierte  Jugendliche  oder  
solche aus strukturschwachen Familien. 
Sowohl in der AV als auch in der BFS werden 
Lernende zusammen beschult werden, die 
noch nicht über die notwenigen  Kompeten­
zen zur Aufnahme einer Berufsausbildung ver­
fügen.  Die  Förderbedarfe  gestalten sich da­
bei individuell unterschiedlich. Neben Sprach­
förderangeboten sollte der Fokus auch auf der 
Ausbildung personaler und sozialer Kompe­
tenzen liegen. 

Ziele: Neben der Vermittlung von berufli­
chen, berufspraktischen und allgemeinbil­ 
denden Inhalten wird im neuen System vor 
allem die pädagogische Arbeit mit den Schü­
ler*innen im Mittelpunkt stehen. Ausdruck 
hierfür ist die hohe Gewichtung des individu­
ellen Lernbereichs, der mit sechs (AV) bzw. 

vier (BFS I und II) Wochenstunden im Über­
gangsbereich vorgesehen sein wird. Für den 
Erfolg des Systems wird entscheidend sein, 
inwiefern die eingesetzten Lehrkräfte Res­
sourcen zur Verfügung haben werden, um 
einen angemessenen Umgang mit Heteroge­
nität im Unterricht durch Beziehungsarbeit 
und individuelle Lernangebote zu gewährleis­
ten. Ein inklusiver Unterricht wird diejenigen 
Schüler*innen begünstigen, die nicht selten 
bereits Erfahrungen des Scheiterns erleben 
mussten. Ihnen soll ein Gefühl der Selbstwirk­ 
samkeit vermittelt werden. Das wichtigste Ziel 
wird also sein, an den beruflichen Schulen für 
die Lernenden im Übergangsbereich einen 
geschützten Raum zu schaffen, in dem die 
Vermittlung berufsbezogener Kompetenzen, 
Allgemeinbildung und die Ausbildung der Per­
sonal­ und Sozialkompetenz Hand in Hand 
gehen. Die Berufsorientierung spielt dabei 
eine herausgehobene Rolle. 

Chancen 
Zeit für Beziehungsarbeit und individuelle 
Förderung 

Gerade in diesem Aspekt liegt ein starker 
Mehrwert im neuen System. Im Zuge der indi­
viduellen Lernzeit erhält die Beziehungsarbeit 
einen institutionellen Rahmen. Diese Stunden 
bieten die Möglichkeit, über Beziehungsarbeit 
zwischen Klassenlehrkraft und Lernenden auf 
individuelle Bedürfnisse viel stärker als bisher 
einzugehen. Auch können hier über spezielle 
Angebote, wie z. B. berufsbezogene Projektar­
beit, Erlebnis­ oder Demokratiepädagogik 
usw. bisherige Unterrichtsstrukturen aufge­
brochen werden, um die Personal­ und Sozial­
kompetenz der Lernenden zu fördern und 
Selbstwirksamkeitserlebnisse zu generieren. 

Beruflichkeit im Fokus 
Die Ausrichtung des beruflichen Über­

gangssystems auf die Aufnahme einer Berufs­ 
ausbildung zeigt sich in den  neuen  verpflich­
tenden  Praktika, die außerhalb der  Schule 
zeitlich und inhaltlich am tatsächlichen 
Berufsalltag orientiert sein sollen. Darüber 
hinaus zeigt sich der Fokus auf der Aufnahme 
einer Berufsausbildung  auch  in  den neuen 
Lehrplänen, die sich stark an der Lernfelddi­
daktik orientieren und fächerübergreifende 
Inhalte sowie Allgemeinbildung nicht ver­
nachlässigen. Gerade die stärkere Berufsori­
entierung und die Praktika  können  dazu  füh­
ren,  viele  Lernende  passgenau  in Ausbil­
dung zu bringen. 

Risiken 
Die Heterogenität aus Schüler*innen mit 

Unterstützungsbedarf, solchen mit Migrati­ 
onshintergrund, mit Sprachproblemen, trau­
matisierten Jugendlichen und Lernenden aus 
strukturschwachen Familien stellt die 
Kolleg*innen vor Ort vor große Herausfor­ 
derungen. Gerade die intendierte verstärkte 
individuelle Förderung muss  hierbei ernst 
genommen werden und kann durch kleine 
Lerngruppen erreicht werden. Die individuelle 
Lernzeit darf nicht nur für die Bearbeitung von 
Formalia geopfert werden, sondern muss 
Raum für Beziehungsarbeit und pädagogische 
Konzepte bieten. Auch die räumlichen Gege­
benheiten müssen an die neuen Gegebenhei­
ten angepasst werden. Es muss eine Wohl­
fühlatmosphäre vorherrschen mit offenen, 
modernen Raumkonzepten und digitaler Aus­
stattung. 

Weniger Entwicklungszeit und Hürden 
Die Verweildauer im beruflichen Über­

gangssystem wurde durch den Wegfall des 
BGJ bzw. der BGS um ein Jahr verkürzt. Hier ist 
die Gefahr groß, dass den Schüler*innen Ent­
wicklungszeit fehlt, die Ausbildungsreife in 
dem einen Jahr AV bzw. BFS I zu erlangen. 
Gerade der erforderliche Notendurchschnitt 
in die BFS II erzeugt bei vielen Lernenden psy­
chischen Druck und Frustrationspotenzial. 

Viele Betroffene, denen  der Übergang in 
die BFS II nicht gelingt  bzw. auch nach einer 
Wiederholung der BFS I nicht gelingt, machen 
hierbei die Erfahrung persönlichen Schei­
terns, viele von ihnen nicht zum ersten Mal in 
ihrem Leben. Aufgrund der kürzeren Verweil­
dauer in der Ausbildungsvorbereitung (AV) ist 
zu befürchten, dass viele Schüler*innen nach 
der BFS I abgehen, ohne die für die Aufnahme 
einer Berufsausbildung notwendigen persön­
lichen Voraussetzungen zu erfüllen.  Nicht  
zuletzt  erfordert die Integration von Geflohe­
nen und  Zugewanderten  große  Anstrengun­
gen  von  den Betroffenen und den Lehrkräf­
ten, vor allem zeitliche Ressourcen. 

Praktika 
Die neuen verpflichtenden Praktika in der 

BFS I verursachen einen hohen Bedarf an adä­
quaten Praktikumsplätzen in den Bereichen 
Technik, Wirtschaft und Verwaltung sowie 
Gesundheit und Pflege. Gerade in Zeiten der 
Corona­Krise darf bezweifelt werden, dass 
hier eine ausreichende Menge an Praktikums­
plätzen zur Verfügung stehen wird. Auch für 
Lernende, die noch nicht über die notwendi­
gen Kompetenzen verfügen, das Praktikum 
erfolgreich zu absolvieren, müssen Unterstüt­
zungsangebote an den Schulen vorgehalten 
werden. Dies kann z. B. über bewährte Unter­
richtsformate der erfahrenen Praxislehrkräfte 
erfolgen. Auch wird viel von einer engmaschi­
gen Betreuung der Praktika abhängen, um 
hier Erfolge zu erzielen. Dies benötigt Res­
sourcen in Form von Lehrerstunden und eine 
ausreichende Zahl an Sozialpädagog*innen an 
den Standorten. 

Fazit 
Das neue berufliche Übergangssystem 

beinhaltet eine Reihe von Möglichkeiten, die 
Lernenden an den beruflichen Schulen künftig 
besser auf die Herausforderungen der 
Arbeitswelt vorzubereiten und ihnen die nöti­
gen Kompetenzen zur Bewältigung einer 
Berufsausbildung mit auf den Weg zu geben. 
Auf der anderen Seite benötigen die berufli­
chen Schulen jedoch auch die erforderlichen 
Ressourcen, um das System mit Leben zu fül­
len und gute Bildung zu gewährleisten:  

n Multiprofessionelle Teams: Die große 
Heterogenität der Schülerschaft im Über­
gangsbereich stellt die größte Herausforde­

rung der Reform dar. Hier werden Teams aus 
Experten benötigt. Denkbar wären Teams aus 
Berufsschullehrkräften, Förderlehrkräften, 
Sozialpädagog*innen, Praxislehrkräften, Psy­
cholog*innen, Erzieher*innen, Krankenpfle­
gekräften etc. Nur durch Kooperation kann 
den individuellen Bedürfnissen der Lernen­
den Rechnung getragen werden. 

n Raumkonzepte und Schulgebäude: Schü­
ler*innen des Übergangsbereichs sollen sich 
in der Schule wohlfühlen. Sie sollen angemes­
sene, gemütliche Räumlichkeiten vorfinden 
sowie ein Umfeld, in dem sie sich willkommen 
fühlen und in dem Lernen Spaß macht. 

n Schulausstattung: Die digitale Ausstattung 
ist an vielen Standorten nicht hinreichend ent­
wickelt. Hier muss nachgesteuert werden. Ziel 
muss es sein, dass jeder Klassensaal über 
funktionierende digitale Medien verfügt und 
alle Schüler*innen funktionierende Endgeräte 
besitzen, um chancengleich am Unterricht 
partizipieren zu können und ihre digitalen 
Kompetenzen weiterzuentwickeln. 

n Entwicklungszeit: Beziehungsarbeit zwi­
schen Kolleg*innen und Schüler*innen benö­
tigt Zeit. Da die Verweildauer an dem System 
zwischen einem und drei Jahren beträgt, darf 
bezweifelt werden, ob diese in allen Fällen 
adäquat gewährleistet werden kann. Deshalb 
sollte es grundsätzlich möglich sein, auch bei 
bereits erfüllter Berufsschulpflicht auch ein 
zweites Mal die AV oder in begründeten Fäl­
len auch die BFS I wiederholen zu können. 

n Personelle Ressourcen: Im neuen Über­
gangssystem sollten Team­Strukturen, päda­
gogische Konzepte sowie individuelle Bera­
tung, Berufsorientierung und Bildungswege­
beratung an der Tagesordnung sein. Hierzu 
werden zusätzliche Lehrerstunden benötigt. 
Zu einer angemessenen individuellen Förde­
rung unabdingbar sind zudem kleine Lern­
gruppen. n 

 
 
 
 
 
 
 
Carsten  
Kohlberger 
Co­Vorsitzender  
Fachgruppe Berufliche 
Schulen 
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Konfuzius und die Lehrwerkmeister

„Unsere Gesellschaft braucht in zunehmen­
dem Maße Fachkräfte, die neben hauswirt­
schaftlichen auch pflegerische und betreuen­
de Aufgaben in Familien und sozialen Einrich­
tungen leisten können“. Dies sagte Wirt­
schaftsminister Hanspeter Georgi bei seinem 
Besuch in St. Wendel im Herbst 2002, der 
Neugründung der HAB Schuljahr 2002/2003 
am Sozialpflegerischen Berufsbildungszen­
trum in St. Wendel. 

Seit dem Schuljahr 2002/2003  unterrichte 
ich Soziale Betreuung und Hauswirtschafts­
lehre in dieser Schulform, die jungen Men­
schen die Entwicklungsmöglichkeiten bietet in 
die Richtung zu gehen, für die sie geeignet 
sind. Die Schüler*innen besuchen zuerst das 
Berufsgrundschuljahr nach der allgemeinbil­
denden Schule, wenn sie noch keinen Ausbil­
dungsplatz gefunden haben und können dort 
den Hauptschulabschluss nachholen oder die 
Berufsschulpflicht erfüllen. Sie hatten bisher 
damit die Voraussetzung zur Aufnahme in die 

HAB. In der HAB werden in zwei Jahren allge­
meine und fachbezogene Inhalte vermittelt. 
Die 2­jährige Berufsfachschule schließt mit 
einer Abschlussprüfung ab und  der mittlere 
Bildungsabschluss kann anerkannt werden 
mit einem Durchschnitt von 3,0 und letzter 
Note nach 5 Jahren Fremdsprache nicht 
schlechter als 4,0. In der Fachstufe 1 werden 
die Fachpraxis und die Fachtheorie in den Prü­
fungsfächern: Pflegerische Fachkunde, Haus­
wirtschaftslehre und Soziale Betreuung ver­
mittelt. Ein weiteres Prüfungsfach ist Deutsch/ 
Medienerziehung. Die allgemeinbildenden 
Fächer sind keine Prüfungsfächer, außer 
Deutsch. 

Im 2. Ausbildungsjahr sind vier Praktikums­
blöcke à 4 Wochen im ambulanten Pflege­
dienst, im stationären Bereich, im Behinder­
tenbereich oder in der Hauswirtschaft zu 
absolvieren. Dabei haben die Schüler*innen 
die Chance, sich zu entwickeln und ihre Stär­
ken zu entdecken. Nach der Prüfung sind ein 

halbjähriges Praktikum in einem dieser oben 
genannten Bereiche und ein Kolloqium die 
Voraussetzung für das Erhalten der Urkunde 
mit der Bezeichnung: Assistentin für Ernäh­
rung und Versorgung “Schwerpunkt Haus­
haltsführung und ambulante Betreuung“. Ich 
befürworte und empfehle diese Schulform 
Schüler*innen, die noch nicht die Berufsreife 
haben, die die Zeit brauchen sich noch zu ent­
wickeln, um in solch einem anspruchsvollen 
Arbeitsfeld zu arbeiten. Natürlich ist ein Aus­
bildungsplatz immer besser. Aber die Ausbil­
dungszahlen z.B. für die Hauswirtschafter*in­
nen gehen, trotz steigendem Bedarf, in den 
letzten Jahren sehr zurück. 

 In all den Jahren habe ich die 3­einhalbjäh­
rige Entwicklung meiner Schüler*innen als 
glücklichen Moment in der letzten Prüfung 
erlebt, im Kolloqium. Ihre Entscheidung in die­
sem Beruf weiterzuarbeiten, sich für die Al­
tenpflege, den Erzieherberuf, den Heilerzie­
hungspfleger für den Bereich der Hauswirt­

HAB – Berufsfachschule für Haushalts­
führung und ambulante Betreuung 
Quo vadis?

Die zahlenmäßig größte Gruppe der Lehr­
kräfte an beruflichen Schulen ist die der 
Berufsschullehrer*innen für Fachtheorie und 
allgemeinbildende Fächer, deren genaue 
Bezeichnung (Lehramt an beruflichen Schu­
len, Diplomhandelslehrer*in usw.) nach jewei­
ligem Landesrecht unterschiedlich ist. Sie 
haben ein Universitätsstudium und ein Refe­
rendariat absolviert. Lehrer*innen für Fach­
praxis haben in der Regel einen berufsbilden­
den Abschluss (z.B. Meister, Techniker, Fach­
wirt). Quelle: bibb 

„Sage es mir, und ich werde es verges­
sen...Zeige es mir, und ich werde es viel­
leicht behalten...Lass es mich tun, und ich 
werde es können.” (Konfuzius) 

Man könnte meinen, Konfuzius himself hät­
te das Konzept der beruflichen Bildung erfun­
den. Aber nein, der ganzheitliche Ansatz des 
Philosophen hatte eine lange Durststrecke zu 
überwinden, bis er sich im Bildungsansatz der 
90er Jahre wiedergefunden hat. Mit der seit 
1996 vorgeschriebenen Lernfeld­Orientierung 
für alle neugeordneten Berufe hat sich die 
Rolle der Lehrkräfte vom Wissensvermittler 
zum Bildungsbegleiter gewandelt.  

Die Rolle des Bildungsbegleiters, aber auch 
des Lebensbegleiters, hat mich motiviert, vor 
ein paar Jahren von einer leitenden Position in 
einer sozialen Einrichtung an die berufliche 
Schule zu wechseln. Ich hatte das Gefühl, das 
es eine ideale Kombination ist, meine Leiden­
schaft für die hauswirtschaftliche Profession 
weiterzugeben und eine tolle Aufgabe, junge 
Menschen in einer wichtigen Übergangsphase 
zu begleiten. Diese Begeisterung ist geblie­
ben. Die berufsbildenden Schulen stehen in 
herausragender Weise für die Durchlässigkeit 
unseres Bildungssystems. Durch die Vielzahl 
der Bildungsgänge können Schülerinnen und 
Schüler Schritt für Schritt qualifizierte Bil­
dungs­ und Berufsabschlüsse erreichen. Auch 

der Weg in eine akademische Laufbahn kann 
über eine abgeschlossene Berufsausbildung 
oder über die Bildungsgänge in den berufli­
chen Schulen eingeschlagen werden. Die Viel­
falt ist unsere Stärke, allerdings ist den 
wenigsten Schülern und Schülerinnen und 
ihren Eltern bewusst, wie viele Möglichkeiten 
die BBZ´s im Anschluss an die allgemeinbil­
denden Schulen bieten. Wie sollen sie auch, 
wenn sogar die jeweiligen Kolleginnen und 
Kollegen nicht immer über die Möglichkeiten 
an ihren eigenen Schulen informiert sind? 
Lust auf einen kleinen Selbsttest? Besuchen 
Sie mal die Homepage ihres nächstgelegenen 
Berufsbildungszentrums und informieren Sie 
sich über die Bildungswege. Die Chancen sind 
groß auf den ein oder andere Aha­Effekt! 
Arbeiten Sie an einer allgemeinbildenden 
Schule? Wie gut sind Kolleginnen und Kolle­
gen über die Möglichkeiten an einem BBZ 
nach der 9. oder 10. Klasse informiert?  

Gerne gehe ich auf die Rolle der Lehrwerks­
meister und ­meisterinnen und der Praxisleh­
rer und ­lehrerinnen ein. Ihr Einsatz erfolgt im 
sozialpflegerischen und technisch­gewerbli­
chem Bereich mit 32 Wochenstunden selbst­
ständiger Unterweisungstätigkeit in verschie­
denen Schulformen. Ich selbst unterrichte in 
fünf verschiedenen Schulformen, nämlich im 
Berufsvorbereitungsjahr, in der Berufsgrund­
schule, in der Sozialpflegeschule, in der Fach­
schule für Sozialpädagogik und in der Berufs­
fachschule für Haushaltsführung und ambu­
lante Betreuung. In diesen Schulformen 
unterrichte ich die Fächer „Berufspraktische 
Grundbildung, Verpflegung und Service“, 
„Hauswirtschafts­Praxis“, „Betriebsorganisati­
on Praxis“, „Kreatives Gestalten“ und die 
Wahlpflichtfächer „Nachhaltige Bildung“ und 
„Alltagskompetenz“. Alle Fächer erfordern 
eine intensive Vorbereitung. Dazu gehört die 
didaktische Jahresplanung, die Vorbereitung 
der Unterrichtsstunden mit der Methode der 
vollständigen Handlung, die Beschaffung der 
Materialien und die Einteilung der Gruppen. 
Im eigentlichen Unterricht erlernen die SuS 
Fertigkeiten des jeweiligen Berufsbildes. Das 
fängt an beim Lesen und Verstehen einer 
Arbeitsanweisung oder eines Rezeptes, dem 
selbstständigen Vorbereiten des Arbeitsplat­
zes, der Durchführung bis hin zum unvermeid­
lichen Aufräumen und Saubermachen des 
Arbeitsplatzes. Durch all diese Tätigkeiten 
erlernen SuS Handlungskompetenz und ein 
hohes Maß an Selbstwirksamkeit. Manchmal 
erleben sie auch ein gewisses Maß an Frustra­
tion, wenn es nicht auf Anhieb funktioniert 
oder die Aufgabe mehr Ausdauer oder Kon­

zentration verlangt als erwar­
tet. Hier ist es unsere Aufga­
be, mit viel Fingerspitzen­
gefühl Fehlerquellen zu 
analysieren und unter­
stützend zu be­glei­
ten. In der Leis­
tungsbewertung 
wird nicht 
nur die Qua­
lität der 
erstellten 
Werkstücke, 
sondern auch das 
Arbeits­ und Sozialver­
halten erfasst.  

Es hilft den SuS sehr, 
nicht nur die Einschät­
zung des Lehrers zu hö­
ren, sondern sich selbst 
und ihre Mitschüler ein­
zuschätzen. Das verlangt 
von allen eine gute 
Beobachtungsgabe. Solch 
ein wertschätzendes Feedback muss von allen 
eingeübt werden. Oft mache ich die Erfah­
rung, dass SuS sehr selbstkritisch sind. Umso 
besser, wenn ihnen vor Augen geführt wird, 
was alles gut gelungen ist. Auch ein Lob durch 
die Mitschüler motiviert und stärkt.  

 Was unsere Schulform so einzigartig 
macht, ist die Verzahnung von Theorie und 
Praxis. Mit dieser Konstellation sind wir an 
den Berufsbildenden Schulen schon unser 
eigenes multiprofessionelles Team mit Lehr­
kräften der verschiedenen Fachrichtungen 
und den Praxislehrern. Leider wird dieses 
Potential oft viel zu wenig genutzt. Theorie 
und Praxis arbeiten nebeneinander her, statt 
miteinander. Eine echte Teamarbeit braucht 
Absprachen, Planung und eine Evaluation des 
gemeinsamen Weges. An den meisten Schu­
len fehlt dafür die Zeit, die notwendigen 
Strukturen und vielleicht auch der nötige Wil­
le dazu. Dies ist schade, denn an Schulen, an 
denen diese Zusammenarbeit gelebt wird, 
erleben wir eine viel stärkere Motivation der 
Schüler und auch der Kollegen und Kollegin­
nen. Die Schüler und Schülerinnen erkennen 
somit einen roten Faden in den vermittelten 
Kenntnissen und Fertigkeiten und können das 
erworbene Wissen besser behalten und 
umsetzen.  

Ab dem Schuljahr 2020/21 bekommt diese 
Zusammenarbeit einen extrem hohen Stellen­
wert. Das Schulordnungsgesetz gibt uns mit 

der Reform des Übergangssystems den Auf­
trag, vorwiegend berufsbezogene Kenntnisse, 

 Fertigkeiten und Fähigkeiten zu vermitteln 
und die vorher 

erworbene allge­
meine Bildung 
berufsbezogen 

zu erweitern. Der 
Fokus liegt auf 

der Berufsorien­
tierung und dem 

Kennenlernen 
verschiedener 

Berufsbilder.  
Welche Berufs­
bilder im Fach 
Berufliche Kom­

petenz an­gebo­
ten und vermittelt 
werden, ist im 
Ansatz vorgegeben.  

Jeder Schulstandort 
hat aber einen 
eigenen Gestal­
tungssp ie l raum, 

der sich auch an der 
Ausstattung der Schu­

len orientiert. Diese Berufsbil­

der spiegeln im besten Fall auch einen Bedarf 
am Arbeitsmarkt wider. Im Idealfall wurden 
die Schwerpunkte in Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsagenturen, den potenziellen 
Arbeitgebern und dem Schulteam festgelegt. 
Die Reform macht eine umfassende Öffnung 
der Schulen notwendig. Sowohl nach innen, 
indem fächerübergreifend und multiprofes­
sionell geplant und gelehrt wird, als auch nach 
außen durch die Einbeziehung der Prakti­
kumsbetriebe und der Arbeitsagentur.  

Die Vermittlung berufspraktischer Kompe­
tenzen wird durch die Lehrwerksmeister, Pra­
xislehrer und Technischen Lehrer mit Leben 
gefüllt. Die Anforderungen an diese Gruppe 
hat sich in den letzten 15 Jahren rasant 
gewandelt. Ging es früher noch um Unter­
richtsassistenz, so wird heute fast ausschließ­
lich eigenverantwortlicher Unterricht durch­
geführt. Entsprechend müssen die Unter­
richtseinheiten nach didaktischen Maßstäben 
vorbereitet und durchgeführt werden. Digita­
le Medien sollten selbstverständlich und pro­
fessionell eingesetzt werden. Auch eine 
gerechte und angemessene Leistungsbewer­
tung wird erstellt und angewandt. Die Politik 
sollte diesen geänderten Anforderungen drin­
gend Rechnung tragen. Mit dem höheren Vor­

bereitungsaufwand sollte die Unterrichtsver­
pflichtung von 32 auf 28 Wochenstunden 
reduziert werden; auch die Einstufung nach 
TV­L in die Besoldungsgruppe E9 sollte über­
dacht werden. Zurzeit besteht keine Möglich­
keit, die Höhergruppierung in die E10 zu errei­
chen. Damit wird es in Zukunft schwierig wer­
den, geeignete Fachkräfte anzuwerben. Ein 
Fachkräftemangel bei den Lehrwerksmeistern 
ist in bestimmten Gewerken voraussehbar. 
Unbedingt überarbeitet werden sollte die 
„Allgemeine Dienstanweisung für Lehrwerk­
meister an beruflichen Schulen“, ADALM, aus 
dem Jahr 2001. Um tatsächlich eine Richtlinie 
für Schulleiter und Lehrwerksmeister zu sein, 
müssen die gestiegenen Anforderungen 
benannt und eingeordnet werden. Zukunfts­
weisend wäre hier, statt auf die Vermittlung 
von Inhalten, auf den Erwerb von Kompeten­
zen zu setzen.  

Konfuzius wäre stolz auf uns, wenn es dann 
heißt: …„lasst es uns tun und die Schüler und 
Schülerinnen werden es können“. n 

Claudia Forster­Bard 

Claudia Forster­Bard ist seit 2016 als 
Lehrwerksmeisterin am BBZ St. Wendel 
beschäftigt. Sie ist seit mehr als 30 Jah­
ren staatl. geprüfte Oecotrophologin. 
Zusätzlich qualifiziert ist sie durch die 
sonderpädagogische Zusatzausbildung 
und als Familienbegleiterin mit HOT­Zer­
tifikat®. Sie arbeitet in der Fachgruppe 
Berufliche Schulen der GEW und im 
Kreisverband Blies mit. 
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Das gesellschaftliche Ansehen der berufli­
chen Bildung blieb in der Vergangenheit der 
gymnasialen Bildung untergeordnet. Das ist 
inzwischen nicht mehr eindeutig und kaum 
noch mehrheitsfähig, doch noch nicht über­
wunden. Die Hoffnung auf sozialen Aufstieg 
war und ist damit verbunden, dass die Kinder 
Abitur machen und dann studieren können. 
Es gibt Bildungsbiographien, die weisen da­
rauf hin, dass eine berufliche Bildung in der 
Tat eine Alternative zum Studium darstellt. 
Umfassende Kompetenzen bis hin zu höchst 
verantwortlichen Leitungspositionen können 
über berufliche Bildung erreicht werden. Das 
althergebrachte Denken, hier der gebildete 
Akademiker, dort die Praktiker mit einer 
beruflichen Ausbildung, ist immer noch nicht 
vollständig überwunden.  Zum einen sollen 
mehr Arbeiterkinder den Zugang zu den 
Hochschulen finden und die Selektion im 
Schulwesen zugunsten umfassender Förde­
rung verringert werden, zum anderen ist der 
herkömmliche Bildungsbegriff zu hinterfra­
gen.  

Gleichwertigkeit ist so zu verstehen, dass 
Lernen in der beruflichen Bildung nicht 
weniger wert sein darf, als Lernen im Gym­
nasium. Beides soll eine umfassende Entfal­
tung der Persönlichkeit ermöglichen und 
alle Bildungswege öffnen.  

Ein wesentlicher Schritt zur formalen 
Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 
Bildung ist der Beschluss der KMK aus dem 
Jahr 2009. Dort wurde festgehalten, dass eine 
Meisterausbildung sowie Fachschulabschlüs­
se ohne Einschränkung zu einem Studium 
berechtigen. Weiterhin kann, wer eine Berufs­
ausbildung abgeschlossen hat, nach mindes­
tens dreijähriger Berufspraxis ein Studium in 
der Fachrichtung seines Berufes aufnehmen. 
Der Beschluss der Kultusministerkonferenz 
bleibt aber hinter dem Ziel der GEW zurück, 
nämlich dass eine berufliche Ausbildung 
unmittelbar zu einem Studium berechtigt.  

An dieser Stelle ist die Frage zu beantwor­
ten, was einen jungen Menschen studierfä­
hig macht? 

Dazu ist es notwendig, die Kompetenzen, 
die in der modernen Berufsausbildung not­
wendig sind und die dafür entsprechende 
Unterrichtsgestaltung näher zu betrachten: 
Die Berufsschule ist das Kernstück des kom­

plexen Systems der beruflichen Schulen. Die 
Qualifikation zum beruflichen Handeln und 
die Fähigkeit, das Arbeitsleben entsprechend 
individueller Bedürfnisse mitzugestalten, ist 
das vordergründige Ziel beruflicher Bildung. 
Bedenkt man, dass ca. 70 % aller Jugendlichen 
im Alter zwischen 15 und 19 Jahren eine der 
zahlreichen Schularten im Gesamtsystem der 
beruflichen Schulen besucht, so sind die 
berufsbildenden Schulen die wichtigste Bil­
dungseinrichtung der Sekundarstufe II. Damit 
ist die pädagogische Entwicklung der Berufs­
schule als wichtigste Schulform der berufsbil­
denden Schulen ein wichtiges Anliegen. Wir 
brauchen hier zukunftsfähige, pädagogische 
Konzeptionen.  Die Zeiten, in denen die Be­
rufsschule, aber auch die betriebliche Ausbil­
dung einseitig die Vermittlung des Fachwis­
sens in den Mittelpunkt der Berufsausbildung 
gestellt hat, sind weitgehend vorbei. Das Stre­
ben, möglichst alle technischen Neuerungen 
zu vermitteln und noch eine Hightech­
Maschine anzuschaffen, schien Garant für 
einen guten Unterricht und einen hohen Lern­
erfolg zu sein. Ein Umdenken hat nicht ohne 
Grund begonnen. Die Grenzen der Vermittel­
barkeit von Fachwissen sind aufgrund immer 
kürzerer Innovationszyklen schnell erreicht. 
Vor diesem Hintergrund wird heute die Ver­
mittlung von Sozial­ und Humankompetenz 
neben der Vermittlung von Fachkompetenz 
sowohl von den Unternehmen, den Pädago­
gen als auch von den Gewerkschaften gefor­
dert. Dies macht deutlich, dass trotz unter­
schiedlicher Interessenlage die zentrale 
Bedeutung personaler Kompetenz erkannt 
und von vielen als Herausforderung angenom­
men wurde. 

Ein wesentlicher Schritt für die Umsetzung 
dieser Ziele war die Abkehr von der Vermitt­
lung der Kompetenzen in einzelne Unter­
richtsfächer, hin zur Entwicklung eines Lern­
feldkonzepts in allen Berufsbereichen.  Die 
Lehrpläne der Berufsschule werden in Lernfel­
der aufgeteilt (und nicht mehr in Fächer) und 
innerhalb der Lernfelder findet das Lernen 
anhand praxisbezogener Lernaufgaben statt.  
Damit können die für eine moderne Berufs­
ausbildung geforderten Kompetenzen erar­
beitet werden.  Im Deutschen Qualifikations­
rahmen (DQR) wird die Berufsausbildung 
(mind. dreijährig Ausbildung) dem Niveau 4 
des 8 stufigen Rahmens zugeordnet. Die 
erworbenen Kompetenzen werden im DQR 
wie folgt beschrieben: Niveau 4 beschreibt 

Kompetenzen, die zur selbständigen Planung 
und Bearbeitung fachlicher Aufgabenstellun­
gen in einem umfassenden, sich verändern­
den Lernbereich oder beruflichen Tätigkeits­
feld benötigt werden.  Die angestrebten Ziele 
beinhalten neben der Fachkompetenz auch 
die Personale Kompetenz. Fachkompetenz 
ergibt sich durch vertieftes allgemeines Wis­
sen oder durch fachtheoretisches Wissen in 
einem Lernbereich oder beruflichen Tätig­
keitsfeld und durch ein breites Spektrum 
kognitiver und praktischer Fertigkeiten, die 
selbständige Aufgabenbearbeitung und Pro­
blemlösung sowie die Beurteilung von 
Arbeitsergebnissen und ­prozessen unter Ein­
beziehung von Handlungsalternativen und 
Wechselwirkungen mit benachbarten Berei­
chen ermöglichen. Personale Kompetenz 
bedeutet, die Arbeit in einer Gruppe und 
deren Lern­ oder Arbeitsumgebung mitgestal­
ten und kontinuierlich Unterstützung anbie­
ten, Abläufe und Ergebnisse begründen, über 
Sachverhalte umfassend kommunizieren, sich 
Lern­ und Arbeitsziele setzen, sie reflektieren, 
realisieren und verantworten. 

Die im DQR beschriebenen Kompetenzen 
bilden die Basis für eine individuelle Entwick­
lung in der Berufstätigkeit bis hin zu Führungs­
aufgaben in einem Unternehmen, sie sind 
aber auch, bei entsprechender persönlicher 
Entwicklung, gute Voraussetzungen für die 
Aufnahme eines Studiums an einer Hochschu­
le (inzwischen belegt durch zahlreiche Biogra­
fien). Eine konsequente Umsetzung der Lern­
feldkonzepte mit Ihren (lebens­) praxisnahen 
Lernaufgaben statt der Trennung der Lernin­
halte in einzelne Fächer ist die Voraussetzung 
für die Vermittlung dieser Kompetenzen. 

Wenn man Gleichwertigkeit von allgemei­
ner und beruflicher Bildung unter dem 
Aspekt, dass das Prinzip der Selektion im 
Schulwesen zugunsten umfassender Förde­
rung verringert werden soll, um eine umfas­
sende Entfaltung der Persönlichkeit zu ermög­
lichen, dann stellt sich auch die Systemfrage. 
Ist das gegliederte Schulsystem mit einer vier­
jährigen Grundschule, deren Erfolg für die 
Kinder in den Augen der Eltern eine maßlos 
überhöhte Bedeutung hat, noch sinnvoll? Ein 
Schulsystem, das für viele Grundschulkinder 
einen nicht kindgerechten Druck aufbaut und 
individuelle Entwicklungen eher behindert 
denn fördert. Gleichwertigkeit zu Ende 
gedacht bedeutet, ein Schulsystem in dem die 

Gleichwertigkeit beruflicher und  
allgemeiner Bildung

schaft oder den Pflegebereich oder die Be­
treuung zu entscheiden, war eine wohlüber­
legte Entscheidung nach den Erfahrungen in 
den verschiedenen Bereichen. Viele meiner 
Schüler*innen erreichten die Anerkennung 
der mittleren Reife und wurden Altenpfle­
ger*innen, Heilerziehungspfleger*innen, stu­
dierten sogar Pflegemanagement. Zurzeit 
haben wir an unserem Berufsbildungszen­
trum eine Referendarin für den Gesundheits­
bereich, die eine Schülerin der HAB war. Ein 
Erfolg der beruflichen Bildung und dieser 
Schulform. 

An Unterrichtsmethoden wird in dieser 
Schulform sehr viel Wert auf selbstständiges 
Arbeiten und Teamarbeit gelegt. In zahlrei­
chen Projekten mit der Lebenshilfe oder im 
Seniorenheim Hospital in St. Wendel schaffte 
ich Lernsituationen, wo ich meine Schü­
ler*innen anders kennenlernte als im Frontal­
unterricht und zahlreiche Kompetenzen ent­
deckte. Auch dies lässt diese Schulform zu 
und durch die Organisation des Unterrichtes 
wird eine Methodenvielfalt ermöglicht.  

Jetzt in Coronazeiten profitierten wir alle 
von dieser Schülerselbsttätigkeit. Ich bereitete 
meine Abschlussklasse in Sozialer Betreuung 
im Fernunterricht auf die Prüfung vor. Da die­
se Schulform die Schüler*innen auf einen 
Berufsabschluss hin vorbereitet, mussten sie 
eine reguläre Prüfung absolvieren. Ich ver­
suchte mit allen Medien: Email, Telefon, Brie­
fe, WhatsApp (nicht datensicher) und Video­
konferenzen die SuS vorzubereiten. WhatsApp 
diente mir dabei eher dazu mit Ihnen in Kon­
takt zu bleiben, die Stimmung mitzubekom­
men, sie zu ermutigen. Dabei war ein sehr 
guter Gruppenzusammenhalt zu beobachten. 
Empathie, Toleranz, Motivation, Hilfsbereit­
schaft, Durchhaltevermögen, alles Kompeten­
zen, die in diesem anspruchsvollen Beruf ver­
langt werden, entwickelten sich und zeigten 
sich in dieser Coronazeit. Eine Förderschüle­
rin, hat jetzt durch diese Schulform die Chan­
ce ihr Ziel, den Mittleren Bildungsabschluss zu 
erreichen. Sie schrieb Lernkarten und erklärte 
ihren Mitschülerinnen z.B. das Herzkreislauf­
system! Das ist gelebte Inklusion. 

Warum beschreibe ich diese Schulform HAB 
so emotional? 

Sie ist an drei Standorten im Saarland ver­
treten (St. Wendel, St. Ingbert und in Merzig). 
Sie ist auch leider unter Berufsschullehrer*in­
nen kaum bekannt. Auch die abgebenden 
Schulen kennen sie kaum, trotz Informations­
tagen. Ein großes Problem sind auch die 
Arbeitgeber*innen, z. B. Ambulante Pflege­
dienste. Sie benötigen diese Kräfte, aber sie 
wissen oft nicht, wie sie diese Fachkräfte mit 

der Pflegekasse  abrechnen sollen. Nach über 
20 Jahren ist dies noch ein Problem. Da die 
Schüler*innen keine Ausbildungsvergütung 
bekommen, haben sie oft finanzielle Proble­
me. Ich befürchte, dass die HAB im Rahmen 
der Umstrukturierung des Überganges ihr 
Profil verliert. Ich plädiere daher dafür, dass 
die HAB ihren logischen Aufbau nicht verliert: 

1. 
In der Unterstufe sollte die Fachpraxis in 

den Praxisräumen der Schule vermittelt wer­
den. 

2.  
in der Unter­ und Oberstufe sollten die vier 

Praktikumsblöcke in den vier Bereichen Haus­
wirtschaft, Altenpflege, Behindertenbereich, 
Betreuung in den Betrieben durchgeführt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nur dann sind die SuS auf die Fachpraxis 
vorbereitet und sind in mit ihren Erfahrungen 
breit aufgestellt, wie das in der generalisti­
schen Pflegeausbildung auch gewünscht ist. 
Da in Zukunft das Berufsgrundschuljahr weg­
fällt, empfehle ich das halbjährige Praktikum 
auf ein Jahr zu erweitern. Auch muss Lobbyar­
beit für diese Schulform bei der Pflegekasse 
betrieben werden. Der Vorteil ist, dass diese 
Fachkraft im ambulanten Pflegedienst , die zu 
betreuende Person hauswirtschaftlich und 
pflegerisch (Grundpflege) versorgen und 
betreuen kann. Professionelle Hilfe im eige­
nen Heim ­ ein Beruf mit Zukunft (DQR4 und 
Anerkennung als Betreuungskraft). Wir sollten 
dieses vielseitige Einsatzgebiet dieser Fach­
kraft  nicht schmälern, sondern aufwerten. 
Die HAB­Fachkraft bearbeitet die Schnittstel­
len zur Pflege: Hauswirtschaft und Betreuung. 
Es wundert mich, dass wir im Saarland diese 

Schulform, trotz dem dringenden Bedarf an 
Fachkräften in Alten­, Pflege­Behindertenein­
richtungen und nicht zuletzt in der häuslichen 
Krankenpflege, abschaffen werden. Diese 
Schulform soll dem vom Sozialministerium 
neu kreierten Pflegeassistenten weichen, 
ohne dass die HAB, die seit 20 Jahren existiert, 
dabei eine Beachtung findet. 

Seit 2002 hat der Gesetzgeber durch ver­
schiedene Gesetze und Verordnungen auf den 
Weg gebracht, die Pflege und vor allem die 
häusliche Pflege zu stärken. Uns sollte klar 
sein, dass nicht alle Pflegebedürftigen in Pfle­
geheimen gepflegt werden können. Um das 
Leben so lange wie möglich in den eigenen 
vier Wänden, und auch die Pflege dort auf 
Dauer, zu gewährleisten, sind diese Fachkräfte 
in großer Zahl vonnöten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ich erinnere an die Worte von Wirtschafts­
minister Georgi 2002. Sie sind aktueller denn 
je. Wir haben diese Schulform seit 1999 (St. 
Ingbert) im Saarland. Die HAB sollte ihr Profil 
nicht verlieren. Sie ist eine wertvolle Ergän­
zung zu den anderen Ausbildungsberufen in 
der Pflege und der Hauswirtschaft. Sie sollte 
aufgewertet werden. n 

 
 
 
 
 
 
 
 
Birgit Jenni  
Berufsschullehrerin, 
GEW Landesvorsitzende 
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Digitalisierung ist das Schlagwort in aller 
Munde. Erst recht jetzt, wo klar wird, dass 
es möglich werden muss, Schule zumindest 
teilweise online so zu gestalten, dass die 
Schüler*innen einen greifbaren Mehrwert 
davon erhalten. Dabei sind zwei Aspekte 
problematisch: die ungleiche technische 
Ausstattung bei Schüler*innen und die ge­
stiegene Arbeitsbelastung der Lehrkräfte. 

Die technischen Voraussetzungen für die 
Teilnahme am digitalen Unterricht sind eben­
so unterschiedlich wie die Lerngruppen in der 
beruflichen Bildung. Einige Schüler*innen 
sind hervorragend ausgestattet, haben einen 
festen Platz zum Arbeiten und sind vor allem 
auch in der Lage, sich Inhalte weitgehend 
selbständig zu erschließen. Sie begrüßen die 
Möglichkeit eigenverantwortlich zu arbeiten. 
Die Ruhe und die bekannte Umgebung kom­
men ihrem Lernfortschritt zugute. Diese Schü­
ler*innen sind allerdings in der Minderheit. 
Hat ein Schüler*innen nur ein Mobiltelefon 
und keinen festen Internetanschluss zu Hau­
se, vielleicht auch keinen festen Arbeitsplatz, 
wird ein Lernfortschritt schon durch die feh­
lende technische Ausstattung erschwert. 
Fehlt dann noch die Kompetenz, Inhalte 
eigenverantwortlich zu erarbeiten, werden 
die Lernerfolge nur schwer erreicht.  

Genau dort muss angesetzt werden. Bereits 
im Präsenzunterricht ist es eine Herausforde­
rung für die Lehrkraft, durch Differenzierung 
an die verschiedenen Leistungsstände der 
Schüler*innen anzuknüpfen. Wenn noch dazu 
kommt, dass die Lehrkraft nicht weiß, mit wel­
chen Medien die Schüler*innen arbeiten kön­
nen, wird es fast unmöglich, Arbeitsmaterial 
zu erstellen, welches für die Rezipient*innen 
nutzbar ist. Die Schüler*innen mit Endgeräten 
auszustatten, ist ein guter Anfang und unver­
zichtbar. Schließlich ist noch nicht abzusehen, 
wie groß der Anteil an Online­Unterricht 
zukünftig sein wird. Gäbe es eine einheitliche 
technische Ausstattung für Schüler*innen, 
könnte man zumindest ein festes Zielformat 
ansteuern, ohne dass schon dort 
Schüler*innen auf der Strecke bleiben. Dabei 
wäre es auch wichtig, eine einheitliche Rege­
lung für den Online­Unterricht festzusetzen. 
Gerade in der dualen Ausbildung finden sich 
die Auszubildenden in der Situation, in ihren 
Betrieben eingesetzt zu werden, wenn der 
Präsenzbetrieb in der Schule nicht stattfindet. 
Dabei wird sehr unterschiedlich gehandhabt, 
ob, wie und wann den Schüler*innen wäh­
rend der Arbeitszeit Raum für die Bearbeitung 
von Schulinhalten gewährt wird. Dies führt 

nicht selten zu großen zusätzlichen Belastun­
gen der Auszubildenden. Dazu muss eine 
Regelung, auch bezüglich einer Versorgung 
mit Endgeräten, gefunden werden, mit der 
alle Beteiligten arbeiten können.  

Auch die Lehrkräfte finden sich in unter­
schiedliche Ausgangssituationen wieder. Für 
einige gab es kaum Probleme, da sie bereits 
vor den coronabedingten Schulschließungen 
mit ihren Klassen online in Kontakt standen 
oder bereits eine Plattform für ihren Unter­
richt etabliert hatten. Andere hingegen muss­
ten zunächst die Kontaktdaten der Schüler 
über zahlreiche Telefonate zusammentragen, 
um alle ihre Schüler zu erreichen, denn die 
Angabe von Mailadressen ist bei der Anmel­
dungen an den meisten Schulen freiwillig. 
Und natürlich ist auch die technische Ausstat­
tung der Lehrkräfte zu Hause nicht immer 
gleich, da sie hauptsächlich ihre privaten End­
geräte zur Ausübung der dienstlichen Tätig­
keit nutzen.  

Die Erstellung von Online­Arbeitsmaterial 
und die Durchführung von Video­Unterricht 
werden so für viele zur Herausforderung. Hier 
sollten im Zuge der Digitalisierung gezielte 
Fortbildungsmöglichkeiten für Lehrkräfte 
angeboten werden, die über das Verwalten 
einer Plattform hinaus gehen. Beim Online­
Unterricht müssen methodisch und organisa­
torisch neue Wege geschaffen werden, die 
Schüler*innen in ihrem Lernprozess zu unter­
stützen. Die Fortbildner stehen dann ihrer­
seits vor der Aufgabe, ihr Angebot auf eine 
heterogene Lerngruppe anzupassen. Es muss 
also ein vielfältiges Angebot erstellt werden, 
das die Vorerfahrungen aller Lehrkräfte 
berücksichtigt. 

Ein weiterer Lösungsansatz könnte dabei 
die Bildung von Teams sein. Der kollegiale 
Austausch, sowohl fachlich als auch metho­
disch, kann eine große Bereicherung sein, die 
auch zur Entlastung der einzelnen Lehrkräfte 
führen kann. Egal ob im Lernfeldunterricht der 
dualen Ausbildung oder in den Haupt­ und 
Nebenfächern der Vollzeitschulformen. Es 
gibt überall Parallelklassen und Inhalte in 
Lehrplänen, die sich überschneiden. Würden 
sich Lehrkräfte zusammenschließen, Abspra­
chen treffen und Material gemeinsam erar­
beiten und nutzen, könnten dadurch Syner­
gieeffekte genutzt werden und jede einzelne 
Lehrkraft würde Entlastung erfahren. Durch 
die Doppelbelastung aus Online­ und Präsenz­
unterricht ist die Arbeitsbelastung der Lehr­
kräfte deutlich gestiegen. Die Grenzen zwi­

schen Arbeit­ und Freizeit verschwimmen 
durch die ständige Erreichbarkeit. Die Zusam­
menarbeit mit anderen Lehrkräften könnte 
dabei helfen, diese Belastung wieder zu sen­
ken. Davon profitieren alle Beteiligten. Auch 
die Qualität des Unterrichts wäre sehr viel 
konstanter. In ungezählten Gruppenarbeiten 
fördern wir die Teamfähigkeit unserer Schü­
ler*innen weil uns klar ist, dass sie eine (und 
vielleicht sogar die) Kernkompetenz in der 
Arbeits­ und Lebenswelt ist und arbeiten 
dabei selbst noch viel zu häufig allein. Lehr­
kräfte müssen keine Einzelkämpfer sein. Der 
fachliche und methodische Austausch von 
Lehrkräften ist eine Ressource, die viel zu sel­
ten genutzt wird. Vielleicht ist die Vorstellung, 
mit den Arbeitsmaterialien anderer zu arbei­
ten anfangs befremdlich, aber durch genaue 
Absprachen findet sich ein gemeinsamer Nen­
ner. Dabei bleiben die individuelle Ausgestal­
tung und die pädagogische Freiheit unange­
tastet. Jede Lehrkraft sollte schließlich 
authentisch bleiben. n 

 

 

 

 

 
 
Kathrin Albrecht

Berufliche Bildung im Aufbruchgymnasiale Oberstufe gleichwertig neben den 
beruflichen Schulen den Bereich der Sekun­
darstufe II bilden. 

In der beruflichen Bildung hat ein Umden­
ken begonnen: die Vermittlung von Kompe­
tenzen in realen Zusammenhängen unter Ver­
knüpfung des Wissens aus verschiedenen 
Fachrichtungen (Lernfeldkonzept).  Angesichts 
der immer komplexer werdenden Aufgaben in 
unserer globalisierten Welt mit ihren nahezu 
unendlichen Informationsangeboten brau­
chen wir insgesamt auch andere Lernstruktu­
ren. Am 05.03.2020 stellte Harald Lesch, TV­
Wissenschaftler, Astrophysiker, Naturphilo­
soph und Moderator von „Leschs Kosmos“, 
bei Markus Lanz sein neues Buch „Wie Bildung 
gelingt“ vor. 

„Denn einiges läuft im deutschen Bildungs­
system nicht gut.” Dazu gehöre, dass insge­
samt zu wenig in Zusammenhängen unter­
richtet wird. Wir haben zu viele Schubladen 
und zu wenig Motivation für all diejenigen, die 
irgendwo unterrichtet werden. So könne man 
unter Zuhilfenahme von verschiedensten 
Fächern ein bestimmtes Phänomen viel bes­
ser verdeutlichen. Den Klimawandel beispiels­
weise. Da sind nicht nur sämtliche Naturwis­
senschaften dran beteiligt. Sondern z.B. auch 
Literatur und Geschichte. Wie gehen Men­
schen in den Ländern mit der Erfahrung eines 
verwandelten Klimas eigentlich um? Was 
bedeutet es, wenn man sich auf einmal auf 
den Weg machen muss?  Der Hauptpunkt ist 
einfach, dass durch diese Klassifikation in ein­

zelne Fächer in unserem Kopf etwas entsteht, 
was gar nicht der Welt entspricht.”  Ein durch­
aus sinnvoller Gedanke, über den auch in der 
Bildungspolitik einmal diskutiert werden soll­
te“, so Harald Lesch 

Deutlicher werden die Wissenschaftler Juli­
an Nada­Rümelin (Uni München), Manfred 
Prenzel (TU München) und Klaus Zierer (Uni 
Augsburg) in einem Gastbeitrag im Spiegel, 
2020 mit dem Titel „Entrümpelt die Lehrplä­
ne“. Unter anderem schreiben sie: “… Die 
nachfolgende Generation braucht nicht nur 
Fachwissen, sondern auch Denkweisen, nicht 
nur die Tiefe in einem Fach, sondern auch die 
Verknüpfung der Fächer. Kreativität, nicht nur 
egozentrisches Leistungsstreben, sondern 
auch eine respektvolle und ethische Haltung 
gegenüber der Mit­ und Umwelt.”  

Darum fordern wir: 
n Die Stoffmenge in Lehrplänen stark redu­
zieren… 

n Den Unterricht an Schlüsselproblemen 
unserer Zeit wie soziale Gerechtigkeit oder 
ökologische Nachhaltigkeit ausrichten, die 
mindestens 40 % der Unterrichtszeit umfas­
sen, damit werden Lehrpläne flexibel, um 
aktuelle Herausforderungen bearbeiten zu 
können… 

n Inter­ und transdisziplinäres Denken aus­
zubauen. Beispielsweise lässt sich Nachhaltig­
keit als Schlüsselproblem nicht nur mit einer 
Summe aus physikalischen biologischen und 

chemischen und anderen Kenntnissen bewäl­
tigen... 

n Praktische, kreative und ethische Fragen 
für den Unterricht wiederzuentdecken­der 
Mensch ist mehr als das, was ein Intelligenz­
test misst…“ 

Damit steht auch für den allgemeinen Lern­
bereich die Forderung im Raum, auf ein ent­
sprechendes „Lernfeldkonzept“ in den Lehr­
plänen umzusteigen, um so an Hand von 
lebensnahen Lernaufgaben die nachfolgende 
Generation auf die komplexer werdenden 
gesellschaftlichen Problemlösungen vorzube­
reiten. Dabei spielt auch ein umfassendes 
pädagogisches Konzept im Umgang mit der 
Digitalisierung eine wichtige Rolle. Nicht der 
Lehrer, der heute seine Unterrichtsvorberei­
tung mit einem  USB­Stick am Schlüsselbund 
mit in den Unterricht bringt, um dann die 
Unterrichtsinhalte mit moderner Technik zu 
präsentieren, macht damit schon einen zu­
kunftsorientierten Unterricht, sondern derje­
nige der seine Schüler dabei unterstützt, aus 
dem vielfältigen Informationsangebot, das in 
der digitalen Welt angeboten wird, relevantes 
Wissen heraus zu suchen, Wissen zu bewer­
ten, zu verknüpfen und mit Handlungsstrate­
gien zu verbinden. n 

Klaus Graus 
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Das saarländischen Bildungsministerium 
und die saarländischen Schulen haben auf 
diese Herausforderungen reagiert und sich 
bemüht trotz der notwendigen Einschränkun­
gen, Bedingungen zu schaffen, die ein konti­
nuierliches Lernen ermöglichen, gleichzeitig 
aber die unterschiedlichen Ressourcen und 
Bedingungen berücksichtigen sollten, z.B. 
durch die Leitfäden zum Lernen von zuhause, 
das Themenheft dieser Zeitung und vielem 
mehr. 

Gleichzeitig müssen wir uns aber tieferge­
hend fragen, wie wir mit den dadurch nicht 
erst entstandenen, sondern sichtbarer gewor­
denen Ungleichheiten perspektivisch umge­
hen? Wie kann es gelingen das Lernen in einer 
heterogenen, von vielen Veränderungen und 
Unsicherheiten geprägten Gesellschaft so zu 
gestalten, dass möglichst alle gleichermaßen 
teilhaben und von Bildung profitieren kön­
nen? Das Antidiskriminierungsforum Saar e.V. 
bemüht sich seit seiner Gründung, auf beste­
hende Diskriminierungen in ihren vielfältigen 
Formen und Dimensionen aufmerksam zu 
machen. Gemeinsam mit den jeweiligen 
Akteur*innen und Strukturen arbeiten wir an 
Strategien, diskriminierende Haltungen, Rege­
lungen und strukturelle Bedingungen so zu 
verändern, dass sie allen Partizipation, Aner­
kennung und gerechte Chancen ermöglichen. 
Neben einem ethischen Anspruch berufen wir 
uns dabei auf einen rechtlichen normativen 
Rahmen aus Grundgesetz, Allgemeinem 
Gleichbehandlungsgesetz, menschenrechtli­
chen und weiteren gesetzlichen Rahmungen, 
die es uns als Personen und Strukturen vorge­
ben, das Recht auf Teilhabe und Nichtdiskrimi­
nierung zu etablieren. 

Auch im Bereich der Bildung unterstützen 
wir Strukturen darin, ihre Abläufe, Regelun­
gen und institutionellen Strukturen entspre­
chend zu gestalten und sich damit auseinan­
derzusetzen, wie mögliche Veränderungen 
aussehen können und müssen und wo es aber 
auch Grenzen gibt. Hierfür gibt es keine 
Patentrezepte, aber es braucht einen gemein­
samen Willen und keine Scheu, sich im Sinne 
der Bildungsgerechtigkeit diesen Fragen zu 
stellen! n 

Behnaz Bleimehl 
Mitglied im Vorstand des  
Antidiskriminierungsforum Saar e.V. 
 
1siehe z.B. Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
(Hrsg): Diskriminierungserfahrungen im Zusammen­
hang mit der Corona­Krise, abrufbar unter 
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/Shared­
Docs/Downloads/DE/Dokumente_ohne_anzeige_in_Pu
blikationen/20200504_Infopapier_zu_Coronakrise.html
?nn=14099166) 
2abrufbar unter https://www.vodafone­
stiftung.de/umfrage­coronakrise­lehrer/ 
3https://www.boeckler.de/de/boeckler­impuls­ruck­
schritt­durch­corona­23586.htm 

 

Interview mit der Vereins­
vorsitzenden des Antidiskri­
minierungsforum Saar e.V. 
Karin Meißner 

Seit Jahresbeginn setzt das Antidiskriminie­
rungsforum Saar e.V. das Modellprojekt 
„Nichtdiskriminierung – Recht und Verpflich­
tung! Antidiskriminierung Saar 2020+“ des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“ um, 
das durch das saarländische Bildungsministe­
rium kofinanziert wird. 

Zurzeit wird viel darüber diskutiert, dass 
Corona auch in der Bildung bestehende 
Ungleichheiten und Benachteiligungen ver­
stärkt bzw. spürbarer macht. Ein neues 
Thema? 

Unsere Gesellschaft ist und war niemals 
homogen, daher spielt die Frage, wie gesell­
schaftliche Strukturen gestaltet werden müs­
sen, um Chancengleichheit zu gewährleisten, 
schon immer eine Rolle, natürlich auch im 
Bereich Bildung. In den letzten Jahren ist 
unserem Eindruck nach allerdings zu beob­
achten, dass die Herausforderungen und 
Unsicherheiten für Schulen größer geworden 
sind. Neben einer zunehmenden Diversifizie­
rung familiärer Lebenswelten beobachten wir 
auch ein zunehmendes Bewusstsein von 
Schüler*innen und ihren Familien für das 
Recht auf Nichtdiskriminierung. Gleichzeitig 
sind Lehrkräfte und Schulleitungen mit vielfäl­
tigen Herausforderungen und Themen kon­
frontiert und das in Rahmenbedingungen, die 
oft nur wenig Spielraum und Ressourcen bie­
ten. Corona kommt nun verschärfend hinzu 
und macht viele der vorhandenen Themen 
und Probleme, die sich aus vielfältigen Hinter­
gründen und ungleichen Ressourcen ergeben, 
sichtbarer. 

Mit welchen Fragestellungen wenden sich 
Schulen an Sie? 

Gerade in den letzten Jahren wenden sich 
Schulen besonders im Kontext der Glaubens­
freiheit an uns. Einerseits haben sie als staat­
liche Institutionen den Auftrag die grundge­
setzlich garantierte Glaubensfreiheit zu garan­
tieren, andererseits lassen sich religiöse Pra­
xen, wie z.B. der Ramadan und das Beten im 
Islam nicht immer leicht mit gewohnten schu­
lischen Abläufen und Regelungen vereinba­
ren. Ein anderes Thema ist die der Ansprache 
von sehr unterschiedlichen Eltern und Famili­
en. Funktionieren der hergebrachte Eltern­
brief und Elternabend noch? Wie können 
Wege aussehen, auch die zu erreichen, die 
bisher oft außenvor bleiben? Uns erreichen 
aber auch Fragen nach Strategien zum 

Umgang mit diskriminierenden Haltungen 
und Äußerungen, die von Lehrkräften, Schü­
ler*innen oder Eltern ausgehen können. Dazu 
bekommen wir auch Anfragen von Schüler*in­
nen oder Eltern, die sich benachteiligt fühlen 
oder von Diskriminierungserfahrungen be­
richten. 

Was antworten Sie, wie können uns unter­
stützen? 

Wir sehen das Projekt mit dem Fokus auf 
Prozesse und Strategien als Ergänzung zu 
bereits bestehenden und gut funktionieren­
den Angeboten für Schulen im Saarland, die 
über Workshops, Projekte und ähnlichem die­
se Themen im Unterrichtsalltag aufgreifen.  

Wir begleiten Prozesse, die Schulen darin 
unterstützen, ihre Strategien und Abläufe 
unter dem Aspekt der gerechten Zugänge, 
Chancen und Teilhabe zu überprüfen und 
anzupassen. Ideal wäre dazu ein Entwick­
lungsprozess, bei dem sich die jeweilige Schu­
le erstmal konkret damit auseinandersetzt, 
wie sie mit vielfältigen Hintergründen und 
Bedürfnissen umgeht, welchen fachlichen 
Anspruch sie hat, was schon gut funktioniert 
und wo es noch Schwachstellen gibt. In einem 
zweiten Schritt werden dann spezifische Maß­
nahmen, Strategien vereinbart. Über Runde 
Tische, Kollegiale Fallberatung und ähnliche 
Formate wird die Umsetzung regelmäßig 
reflektiert bzw. offene Fragen besprochen und 
der Prozess ausgewertet. 

In der Praxis sieht es bisher so aus, dass sich 
Schulen mit einem sehr konkreten Anliegen 
an uns wenden. Wir überlegen also beispiels­
weise, wie der Auftrag der Schulen im Kontext 
der Glaubensfreiheit aussieht und welche 
Möglichkeiten es gibt, diese umzusetzen. 
Meist kommen wir da auf gute Ideen, die 
leichter umzusetzen sind als gedacht, stellen 
aber auch sachlich begründbare Grenzen fest. 
Oft ergeben sich dann auch andere Themen 
und eine längerfristige Zusammenarbeit.  

Bei Anfragen zu konkreten Diskriminierun­
gen unterstützen wir außerdem dabei, kon­
struktive Wege zu finden, diese abzustellen – 
egal von wem sie ausgehen. Unsere Erfahrun­
gen haben wir nun in dem neuen, auf fünf 
Jahre angelegten Projekt gebündelt und freu­
en uns auf die Zusammenarbeit mit saarländi­
schen Schulen! n 

Kontakt: 
Antidiskriminierungsforum Saar e. V. 
Nauwieserstraße 50 
66111 Saarbrücken 
0681­40170824 
66111 Saarbrücken 
adfs@adf­saar.de 
www.adf­saar.de 

Mit der Ausbreitung der Corona­Pandemie 
überkam uns ein Szenario, das viele Struktu­
ren und Bereiche völlig unvorbereitet traf. 
Auch im Bereich der Bildung überschlugen 
sich die Ereignisse mit drastischen Vorgaben 
und Folgen. Seitdem wird viel über Wirksam­
keit, Angemessenheit der Maßnahmen sowie 
langfristige Folgen diskutiert. Gleichzeitig wird 
aber auch deutlich, dass der Umgang mit der 
Pandemie diskriminierungsverstärkende Fol­
gen hat.1 Wir als Antidiskriminierungsforum 
Saar e.V. möchten daher an dieser Stelle einen 
Beitrag aus diskriminierungskritischer Sicht 
einbringen, um gemeinsam Perspektiven für 
die Zeit nach Corona zu denken und zu gestal­
ten. 

Am 13.03.2020 ordneten mehrere Bundes­
länder, darunter auch das Saarland, die Schlie­
ßung von Schulen und Kitas an, um die Aus­
breitung des Virus zu verlangsamen. Schü­
ler*innen sollten von zu Hause lernen, wobei 
Eltern mit der Herausforderung konfrontiert 
wurden, die schulische Bildung zu Hause zu 
organisieren und zu unterstützen. Für diese 
Form des Lernens und Lehrens aus der Ferne 
existierten anfangs keine einheitlichen Rege­
lungen, wie die Schulen und insbesondere die 
Lehrer*innen mit den Herausforderungen des 
Homeschooling konkret umgehen sollten, wie 
die Inhalte den Schüler*innen vermittelt wer­
den und welche Mindeststandards eingehal­
ten werden sollten. Die Mehrheit der Lehr­
kräfte und die betroffenen Familien waren 
dabei vor allem anfangs auf sich gestellt. Aus 
einer bundesweiten repräsentativen Befra­
gung von Lehrkräften durch das Institut für 
Demoskopie Allensbach im Auftrag der Voda­
fone­Stiftung Deutschland ging hervor, dass 
66 % der Schulen kein Gesamtkonzept hatten, 
das die Versorgung der Schüler*innen mit 
Lernangeboten während der Corona­Krise 
sicherstellt.2  

Die größte Herausforderung bestand mit­
unter darin, dass nicht alle Schüler*innen mit 
den notwendigen technischen Mitteln ausge­
statten sind, die das digitale Lernen im Rah­
men des Distanzunterrichts erst ermöglichen. 
Bund und Länder haben hierauf reagiert und 
haben am 15. Mai ein 550 Millionen­Euro­
Programm aufgestellt, womit für Schüler*in­
nen aus ärmeren Familien die Mindestvoraus­
setzung geschaffen wird, ihr (digitales) Schul­
recht wahrzunehmen. Die Regierung betont 
dabei, dass aus der Corona­Krise keine Bil­
dungskrise werden dürfe.  

Auch wenn zunächst aus politischer Sicht 
eine schnelle und strikte Entscheidung not­

wendig war, um eine Überlastung des 
Gesundheitssystems zu verhindern, muss fest­
gestellt werden, dass dadurch bereits beste­
hende Benachteiligungen verstärkt und sicht­
barer gemacht wurden. Dabei geht es uns 
nicht darum, diese Maßnahmen grundsätzlich 
in Frage zu stellen. Es geht vielmehr darum, 
durch einen offenen Diskurs zur Veränderung 
und gesellschaftlichen Weiterentwicklung 
zum Abbau von strukturellen Diskriminierun­
gen beizutragen. Denn konkret bewirkt das 
seit Wochen praktizierte Homeschooling auf 
unterschiedlichen Ebenen und Ausprägungen 
eine Schlechterstellung von Schüler*innen 
beispielsweise mit mangelnder technischer 
Ausstattung, schlechten Deutschkenntnissen, 
speziellem Förderbedarf, von alleinerziehen­
den Müttern und Vätern und insbesondere 
von berufstätigen Müttern. Es entsteht der 
Eindruck, dass die vielfältigen Lebenssituatio­
nen in denen sich junge Menschen, Mütter 
und Väter befinden, nicht mitgedacht wur­
den. Das zeigte sich unter anderem in der 
medialen Darstellung. So wurden am Anfang 
hauptsächlich Bilder von intakten Kleinfamili­
en (Mutter, Vater, max. 2 Kinder) vermittelt. 
Wo finden sich jedoch Alleinerziehende, 
Großfamilien, junge Menschen in alternativen 
Wohnkonzepten wie Wohngemeinschaften 
oder Wohngruppen, konfliktträchtige Famili­
en, Schüler*innen mit speziellem Förderbe­
darf, wenig finanziellen Mitteln oder aus 
Familien ohne deutsche Sprachkenntnisse 
und viele mehr, die diesem Bild nicht entspre­
chen? Chancenungleichheit durch Benachtei­
ligung entsteht in diesem Fall durch vorherr­
schende Strukturen, Gewohnheiten und ver­
steckte Mechanismen der Gesellschaft. Neu­
trale Vorschriften, wie hier der Distanzunter­
richt für alle Schüler*innen gelten zunächst 
für alle gleich, unabhängig von Herkunft, 
Geschlecht, körperlicher Konstitution oder 
familiärem Background.  

Damit wirken sie sich aber entsprechend 
unterschiedlich aus, bestehende Benachteili­

gungen werden verstärkt (strukturelle Diskri­
minierung) und haben langfristige Folgen. 

Wir müssen uns fragen, wie es um die 
Chancengleichheit, Bildungsgerechtigkeit und 
Teilhabemöglichkeiten der einzelnen Schü­
ler*innen und ihrer Eltern, in deren jeweiligen 
Lebenssituationen steht. Wie kann ein allein­
erziehender Elternteil Beruf und Unterstüt­
zung beim Homeschooling, eventuell noch die 
Betreuung mehrerer Kinder stemmen, ohne 
gegenüber nicht alleinerziehenden Eltern 
finanziell und gesundheitlich benachteiligt zu 
werden? Welche besondere Unterstützung 
brauchen Eltern und ihre Kinder mit speziel­
lem Förderbedarf z.B. wegen einer Behinde­
rung oder fehlender Sprachkenntnisse, damit 
bereits bestehende Schwierigkeiten, schuli­
sche Leistungen zu erbringen, nicht verstärkt 
werden und die Chance auf einen Schulab­
schluss nicht gefährdet wird? 

Die Folgen der Kita­ und Schulschließungen 
reichen soweit, dass die Lohnungleichheit von 
Mann und Frau verstärkt und sichtbar wird. 
Laut einer Studie der Hans­Böckler­Stiftung3 
übernehmen 80 % der Frauen die Betreuung 
der Kinder. Das mag daran liegen, dass jener 
Elternteil, der mehr verdient, in der Regel 
immer noch der Mann, weiterhin regulär 
arbeiten geht. Gleichzeitig bewirkt dieser 
Umstand, dass Männer weiterhin beruflich 
aufsteigen können, während es Frauen wegen 
der Betreuung erschwert wird, der Wieder­
einstieg manchmal gar nicht mehr möglich ist. 
Um eine Verstärkung von Bildungsungerech­
tigkeit zu verhindern, müssen die unter­
schiedlichen gesellschaftlichen Lebenswelten 
und Bedingungen sowie die sich daraus erge­
benden unterschiedlichen Möglichkeiten und 
Ressourcen anerkannt und mitgedacht wer­
den. Diese Lebenswelten sind Realität und 
bestimmen Bildungschancen, beruflichen 
Werdegang und Teilhabemöglichkeiten am 
gesellschaftlichen Leben jedes Einzelnen – 
auch über die Corona­Krise hinaus.  

Bildungsgerechtigkeit 
zu Corona­Zeiten aus diskriminierungskritischer Perspektive
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2. Individuelle Förderung, Umgang  
mit Vielfaltaaaaaaaaaaaaaaaaaaaa 

Die Schule erkennt die Individualität der 
Einzelnen an; sie fördert die Kreativität, Eigen­
verantwortung und die Persönlichkeitsent­
wicklung der Kinder und Jugendlichen. Die 
Unterrichtsgestaltung ist auf die individuellen 
Anforderungen der Schülerinnen und Schüler 
ausgerichtet. Die Schule geht lernwirksam mit 
den unterschiedlichen Bildungsvoraussetzun­
gen, Interessen und den Leistungsmöglichkei­
ten sowie der kulturellen Vielfalt der Schüle­
rinnen und Schüler um. Sie trägt zum Aus­
gleich von Benachteiligungen und zur sozial­
integrativen Anerkennung von Unterschieden 
bei. 

3. Verantwortung für sich und andere 
Die Schule ist Vorbild der Gemeinschaft, zu 

der und für die sie erzieht. Selbstständigkeit 
und Verantwortung, Solidarität und Hilfsbe­
reitschaft, Empathie und Zuwendung werden 
im Alltag gelebt. Mitwirkung und demokrati­
sches Engagement, Eigeninitiative und 
Gemeinsinn werden in der Schule und über 
die Schule hinaus gefordert und umgesetzt. 
Die Schule pflegt pädagogisch fruchtbare 
Beziehungen zu außerschulischen Personen 
und Institutionen (z. B. in den Bereichen So­
ziales, Bildung für nachhaltige Entwicklung, 
Wirtschaft, Kultur, Sport). 

4. Schulklima 
Das Klima der Schule ist von gegenseitigem 

Respekt, Lernfreude und Anstrengungsbereit­
schaft geprägt. Die Schule  ist einladend, 
freundlich und anregend gestaltet. Ein Ort, an 
dem Kinder und Jugendliche den ganzen Tag 
über gern und gut leben und lernen können, 
an dem das Kollegium gern arbeitet, zu dem 
Eltern gern hingehen. Ein Ort, der für die 
Menschen und ihre Bildung sowie als Arbeits­
platz Wertschätzung ausdrückt. 

5. Schule als lernende Organisation 
Mit dem gleichen Ernst, wie sie es den Kin­

dern und Jugendlichen vermittelt, lernt die 
Schule selbst und arbeitet selbstständig an 
sich. Sie praktiziert neue und ergebnisorien­
tierte Formen der Zusammenarbeit, der Füh­
rung und des demokratischen Managements 
und fördert Motivation sowie Professionalität 
ihrer Lehrenden planvoll. Unterricht und 
Arbeit der Lehrenden sowie Bildung für nach­
haltige Entwicklung stehen im Mittelpunkt 
ständiger schulischer Weiterentwicklung. 
Qualitätssicherung und Evaluation werden als 
wichtige Instrumente genutzt. 

6. Leistungen 
Die Schule orientiert sich an einem gemein­

samen Leistungsverständnis. Sie erzielt ­ 
gemessen an ihrer Ausgangslage ­ besondere 

Schülerleistungen im Rahmen des Fächeran­
gebots der Schule oder in anderen wichtigen 
Bereichen (z. B. nachhaltige Entwicklung, Pro­
jektarbeit, Wettbewerbe). Die Schülerinnen 
und Schüler können selbstständig im Team 
arbeiten und Arbeitsergebnisse kompetent 
präsentieren. 

Besonderer Profilbereich Demokratie und 
Schülermitbestimmung 

Ein besonderes Profil hat die Schule bei 
Demokratie und Schülermitbestimmung. 
Demokratische Schul­ und Unterrichtskultur 
werden als wichtige Qualitätskriterien aner­
kannt und sind gelebte Praxis. Die Schule 
stärkt die demokratische Handlungskompe­
tenz ihrer Schülerinnen und Schüler und 
gewährleistet die Arbeit der Schülervertre­
tung. 

Mitwirkung, Selbst­ und Mitbestimmung 
finden nicht nur in den gesetzlich vorgesehe­
nen Gremien statt, sondern auch bei Schul­ 
und Unterrichtsentwicklung. Differenzen und 
Konflikte werden innerhalb eines demokrati­
schen Miteinanders gelöst. Hierfür werden 
demokratiepädagogische Ansätze praktiziert 
und reflektiert. Eine Feedback­Kultur ist Stan­
dard der schulischen Qualitätsentwicklung, 
bei Evaluationen, im Unterricht und bei 
außerunterrichtlichen Angeboten. Struktu­
rierte, wertschätzende und konstruktive Rück­
meldungen regen individuelle Lern­ und insti­
tutionelle Entwicklungsprozesse an. 

Besonderer Profilbereich Bildung für nach­
haltige Entwicklung  

Ein besonderes Profil hat die Schule bei Bil­
dung für nachhaltige Entwicklung (BNE). BNE 
ist im Leitbild der Schule verankert. Nachhal­

tigkeitsthemen wie Klimawandel, Biodiversi­
tät, nachhaltiger Konsum, Interkulturalität, 
Menschenrechte usw. werden als Quer­
schnittsthemen in Unterricht und Schulleben 
thematisiert. Die Mitglieder der Schulgemein­
schaft werden in die Planung und Umsetzung 
der BNE­Aktivitäten eingebunden, um Mitge­
staltung und Selbstwirksamkeitserfahrungen 
zu ermöglichen. Als Lernort nachhaltiger Ent­
wicklung berücksichtigt die Schule Nachhaltig­
keitskriterien bei der eigenen Ausstattung und 
Bewirtschaftung. BNE ist Teil der Mitarbeiter­
führung und der Weiterbildung des Schulper­
sonals sowie der Schulleitung. Die Schule 
arbeitet mit lokalen Partnern zusammen. 

Besonderer Profilbereich Schulklima und 
Arbeitsplatz Schule 

Die Schule zeichnet sich durch ein besonde­
res Profil bei Schulklima und als Arbeitsplatz 
für ihre Beschäftigten aus. Dies zeigt sich vor 
allem im wertschätzenden Umgang und in kla­
rer Kommunikation innerhalb des multipro­
fessionellen Teams. Mitbestimmung und Mit­
wirkung an Entscheidungen werden gelebt. 
Die Schule sieht den Einzelnen nicht nur als 
Inhaber einer Funktion in der Organisation, 
sondern respektiert ihn als Person und hat 
seine Gesundheit im Blick ­ sie ist auf Work­
Life­Balance ausgerichtet. Dies zeigt sich z.B. 
bei der Stundenplangestaltung, an einem 
"Jour fixe" und einer verlässlichen Jahrespla­
nung. Die berufliche Entwicklung aller am 
Schulleben Beteiligten wird gefördert. Beson­
derer Wert wird ebenfalls auf die räumliche 
Gestaltung (z.B. Existenz von Arbeits­ und 
Rückzugsräumen) und die materielle Ausstat­
tung (z.B. Hard­ und Software) gelegt. Geplan­
te Projekte weisen eine Weiterentwicklung 
bei diesem Profil aus.  

Gymnasium Lebach, Hauptpreisträger 2016/2017 | Foto: Bernhard Strube

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Schulgemeinschaften stehen alle vor der 
Aufgabe, Schule und Unterricht stetig weiter­
zuentwickeln. Aber sie können das nicht 
allein. Sie brauchen Gesellschaft. Sie brau­
chen Ideen und Freiraum, sie verwirklichen zu 
können. Sie brauchen Aufmerksamkeit, Wohl­
wollen und Anerkennung. Sie brauchen för­
dernde politische Unterstützung und Ermuti­
gung. Sie brauchen den Blick der Fachleute, 
der Politik und der Öffentlichkeit auf ihre Leis­
tung und Bedeutung. Gerade in dieser Zeit. 

Der Saarländische Schulpreis zeichnet gute 
Praxis von Schulen aus, bei ganzheitlicher 
Schul­ und Unterrichtsentwicklung (Haupt­
preis), aber auch für besondere Profile im 
Rahmen dieser Entwicklung (Sonderpreise). 

Zum achten Mal haben die Stiftung Demo­
kratie Saarland und die Landeselterninitiative 
für Bildung Ende Mai den Preis ausgeschrie­
ben. In Zusammenarbeit mit der Landesschü­
lervertretung und – neu – mit der Gewerk­
schaft Erziehung und Wissenschaft, Landes­
verband Saarland, sowie der Regionalen Netz­
stelle Nachhaltigkeitsstrategien West, die 
jeweils die besonderen Preise stiften. Die 
Ministerin für Bildung und Kultur, Christine 
Streichert­Clivot, hat die Schirmherrschaft 
übernommen und stiftet den Hauptpreis. 

Es geht beim Saarländischen Schulpreis 
nicht darum, einen einheitlichen Maßstab 
anzulegen oder die richtige Schule zu finden, 
sondern es sollen Schulen Anerkennung 
erhalten, die ihre Entwicklung gut vorange­

bracht haben. Schulen, die mit dem in den 
Qualitätsbereichen und besonderen Profilbe­
reichen beschriebenen Leitbild verwandt 
sind. Der Hauptpreis soll Schulen auszeich­
nen, die in den sechs Qualitätsbereichen gut 
bis herausragend sind. Die besonderen Preise 
sollen Anerkennung sein für ein besonderes 
Profil einer guten Schule. 

Bildungsverständnis, Qualitätsbereiche  
und ­kriterien 

Der stetige und rasante Wandel unserer 
Welt in sozialen sowie ökologischen und 
ökonomischen Bereichen stellt unsere Gesell­
schaft vor neue komplexe Herausforderungen 
mit oft auch globaler Tragweite. Bildung und 
Erziehung entscheiden maßgeblich über die 
Chancen der Menschen, ihre individuellen 
Fähigkeiten zu entfalten, ihre beruflichen Zie­
le zu verwirklichen sowie an der Gesellschaft 
teilzuhaben. Inklusive, gerechte und hochwer­
tige Bildung, eines der Ziele der UN­Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung, ist eine 
zentrale Voraussetzung für die Überwindung 
von Armut, eine menschenwürdige Be­
schäftigung und ein selbstbestimmtes Leben. 
„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ er­
möglicht es jedem Einzelnen, die Auswirkun­
gen des eigenen Handelns auf die Welt zu ver­
stehen und verantwortungsvolle Entscheidun­
gen zu treffen im Sinn einer nachhaltigen Soli­
darität. Schulen sollen einen wesentlichen 
Beitrag leisten, allen Kindern und Jugendli­

chen Bildungschancen zu eröffnen, die es 
ihnen ermöglichen, sich Kenntnisse und Fer­
tigkeiten sowie Werte anzueignen und Verhal­
tensweisen sowie Lebensstile zu erlernen, die 
für eine lebenswerte Zukunft und positive 
gesellschaftliche Weiterentwicklung erforder­
lich sind. Dabei sind globale Zusammenhänge 
und lokale Ansätze nachhaltigen Handelns 
stärker ins Bewusstsein zu bringen und ist 
abzuzielen auf die Übernahme von Verant­
wortung für eine gerechtere, klimaverträg­
lichere und zukunftsfähigere Weltgesellschaft 
im individuellen wie im gesellschaftlichen 
Umfeld. Grundlage des Saarländischen Schul­
preises ist ein umfassendes Bildungsverständ­
nis, das diesen Ansatz aufgreift, und in sechs 
Qualitätsbereichen und drei besonderen Pro­
filbereichen zum Ausdruck kommt: 

1. Qualität von Unterricht und Lernen 
Der Unterricht ermöglicht durch ein hohes 

Maß an Selbsterfahren, ­erproben und ­erle­
ben, Neues mit Gelerntem zu verknüpfen 
sowie fachliche und überfachliche Kompeten­
zen zu erwerben. Lernarrangements sind pra­
xisorientiert auf die Ziele abgestimmt und 
schließen außerschulische Lernorte mit ein. 
Übung, Präsentation und Reflexion ergänzen 
diese sinnvoll. Ein offenes Lernklima fördert 
kooperative Zusammenarbeit, Schülerinnen 
und Schüler übernehmen Verantwortung für 
ihr Lernen. 

Bildung für Zukunft 
Saarländischer Schulpreis 2020/21

Gemeinschaftsschule Dillingen, Hauptpreisträger 2016/2017 | Foto: Bernhard Strube
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Zum Jahrestag der Befreiung Deutsch­
lands vom Nazi­Regime am 08. Mai fanden 
trotz Corona im Saarland zahlreiche Veran­
staltungen auch unter Teilnahme vieler 
GEW­Mitglieder statt, u. a. in Saarwellingen. 
Die dort gehaltene Ansprache von Waltraud 
Andruet drucken wir hier stellvertretend ab. 

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, 
liebe Friedensfreundinnen und ‐freunde, 

viele der geplanten Feiern anlässlich des 75. 
Jahrestag des Kriegsendes fallen aus bekann‐
ten Gründen aus. Dennoch wollen wir diesen 
Gedenktag der Befreiung vom Hitler‐Faschis‐
mus nicht einfach verstreichen lassen; deshalb 
haben wir heute hier in Saarwellingen dazu 
aufgerufen, der Opfer, die durch den Faschis‐
mus umgekommen, sind zu gedenken. 

Esther Bejarano und die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes ‐ Bund der Antifa‐
schistinnen und Antifaschisten (VVN‐BdA) 
haben wegen der Beschränkungen durch die 
Corona Pandemie zu einem dezentralen 
Gedenken aufgerufen und gebeten, Blumen an 
Gedenkorten abzulegen. Gerne greife ich die‐
sen Gedanken auf und lege hier am Gedenk‐
stein Blumen nieder. Außerdem hat die in 
Saarlouis geborene Esther Bejarano Gestern 
dem Bundestag eine Petition mit bislang 
91.000 Unterschriften den „8. Mai zum Feier‐
tag machen!“ übergeben. Darin fordert die 
95‐jährige Holocaust‐Überlebende, den 8. Mai 
zum bundesweiten Feiertag zu machen. Das 
sei überfällig seit sieben Jahrzehnten, und hilft 
vielleicht, endlich zu begreifen, dass der 8. Mai 
1945 der Tag der Befreiung war, der Nieder‐
schlag des NS‐Regimes, so Bejarano. Nur in 
Berlin ist in diesem Jahr der 8. Mai ein einma‐
liger Feiertag wegen des 75. Jahrestag des 
Kriegsendes. 

Zu Beginn möchte ich ein paar Worte 
äußern, bevor wir die Stolpersteine putzen. 
Aktionen gegen das Vergessen haben hier in 
Saarwellingen schon Tradition. So wurde die‐
ser Gedenkstein am 07.11.1988 eingeweiht 
anlässlich der 50. Wiederkehr der Reichspo‐
gromnacht. Passender und treffender könnte 
kein Ort sein, als es dieses Mahnmal ist. Weil 
man den Schriftzug nicht gut lesen kann, lese 
ich den Text vor. 

Zur Mahnung und Erinnerung: 
In dieser Straße standen das Gotteshaus 

und die Schule der Synagogengemeinde Saar‐
wellingen. Im November 1938 wurde die Syna‐
goge zerstört. Die jüdischen Bürger mussten 
Saarwellingen verlassen. In den Konzentrati‐
onslagern kamen 51 Saarwellinger jüdischen 
Glaubens ums Leben. 

Seit 2011 werden in Saarwellingen regel‐
mäßig Stolpersteine verlegt, um den Opfern 
des Naziregimes zu gedenken. Mittlerweile lie‐
gen beinahe 80 Gedenksteine, die an jüdische 
Mitbürger in Saarwellingen erinnern, weitere 
werden folgen. Die Gemeinde hat anlässlich 
des Kriegsendes in Zusammenarbeit mit dem 
Gemeindearchiv, ein Buch heraus gegeben: 
„Flucht und Heimkehr ‐ Wie Saarwellingen das 
Kriegsende erlebte“. Die Texte des Buches 
beruhen im Großteil auf Erinnerungen an die 
Nachkriegszeit von rund 30 verschiedenen 
Saarwellinger Autoren – es ist auch wichtig 
diese Erinnerungen an die Leiden der Zivilbe‐
völkerung während des Krieges wachzuhalten. 
Das Buch ist erhältlich an der Infotheke des 
Rathauses Saarwellingen, Schloßplatz 1 oder 
Bestellung per E‐Mail: kultur@saarwellin‐
gen.de. 

Für mich als langjährigem pax christi Mit‐
glied ist diese Erinnerungsarbeit unerlässlich. 
„Erinnern für die Zukunft“ so lautet ein Motto 
bei pax christi. Wir wissen, geschehenes 
Unrecht darf nicht verdrängt werden. Wir 
gedenken der Opfer von Krieg und Gewalt und 
setzen uns für Versöhnung ein. Entstanden ist 
die pax christi Bewegung am Ende des zweiten 
Weltkrieges am 3. April 1948, als französische 
Christinnen und Christen deutschen Schwes‐
tern und Brüdern die Hand reichten. Aus Fein‐
den wurden Freunde im Zeichen der versöh‐
nenden Kraft der „Pax Christ“. In den folgen‐
den Jahren und Jahrzehnten tat sich vieles zur 
Völkerverständigung mit Frankreich und zu 
allen ehemaligen Kriegsgegnern. Ich denke da 
an die sehr lebendigen Städtepartnerschaften, 
die wir mit Bourbon‐Lancy und Stochov haben, 
an Schüleraustausche, an all die Verträge und 

Vereinbarungen für ein Europa des Friedens. 
Das gibt Hoffnung. 

Zugleich bleibt das Erinnern aber eine 
Herausforderung angesichts der Tendenzen in 
unserer Gesellschaft, diese Dinge aus der kon‐
kreten lokalen Erinnerung zu tilgen, zu relati‐
vieren oder schlicht zu verdrängen. Gleichzei‐
tig wachsen wieder rechte, nationalistische 
Gedanken, rassistische, antisemitische und 
anti‐islamistische Einstellungen, Freund‐
Feind‐Ideologien und die Bereitschaft, militäri‐
sche Lösungen für Konflikte zu suchen und zu 
unterstützen.  

Dass unser Frieden und unser Europa nicht 
selbstverständlich sind, haben wir ganz aktuell 
durch die Schließung der Grenzen wieder 
schmerzhaft erfahren müssen. Deshalb dürfen 
wir nicht aufhören, immer und immer wieder 
daran zu erinnern, was es bedeutet hat, als 
man sich in Europa feindlich gegenüberstand.  

Auschwitz ist das Synonym für den Massen‐
mord der Nazis an den europäischen Juden 
und anderen Menschen, die rassistisch oder 
politisch ausgegrenzt und ermordet wurden. 
Heute werden von rechten Kräften und Neo‐
nazis die Verbrechen der Nazis entschuldigt 
und verharmlost. Deshalb bekräftigen wir den 
Antifaschistischen Konsens unseres Landes: 

Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg! 
Zum Schluss möchte ich mich noch bei 

Ihnen bedanken, dass Sie heute trotz der Coro‐
na‐Einschränkungen hier erschienen sind. 
Danach werden wir uns aufteilen und die Stol‐
persteine putzen. n 

(red.)

Tag der Befreiung – 8. Mai 

Foto: Andrea Konter

Anerkennungen 
Der Saarländische Schulpreis zeichnet gute 

Praxis von Schulen aus, bei ganzheitlicher 
Schul­ und Unterrichtsentwicklung (Haupt­
preis), aber auch für besondere Profile im 
Rahmen dieser Entwicklung (Sonderpreise). 
Er richtet sich an alle allgemeinbildenden 
Schulen im Saarland; beteiligen können sich 
öffentliche und private Schulen jeder Form, 
ausgenommen nur die bisherigen Hauptpreis­
träger. Berufliche Schulen können teilneh­
men, wenn sie allgemeinbildende Abschlüsse 
vergeben und als Vollzeitschule organisiert 
sind. 

Es sind folgende Anerkennungen  
vorgesehen:  
n Hauptpreis der Schirmherrin, Ministerin 
für Bildung und Kultur Christine Streichert­Cli­
vot (10.000 Euro) 

n Preis für Demokratie und Schülermitbe­
stimmung der Landesschülervertretung  
(3.000 Euro) 

n Preis für Bildung für nachhaltige Entwick­
lung der Regionalen Netzstelle Nachhaltig­
keitsstrategien West (3.000 Euro) 

n Preis für Schulklima und Arbeitsplatz Schu­
le der Gewerkschaft Erziehung und Wissen­
schaft (3.000 Euro) 

Die intensive Auseinandersetzung mit den 
sechs Qualitätsbereichen ist für viele Bewer­
berschulen ein Prozess der Selbstevaluation, 
der Schulentwicklungsfragen aufwerfen und 
zur Fokussierung beitragen kann. Schulen 
richten den Blick auf bereits erzielte Erfolge 
und bestehende Herausforderungen. 

Jede Bewerberschule kann ein individuel­
les, persönliches Feedback durch die Expertin­
nen und Experten der Jury erhalten. Gemein­
sam kann über Potentiale und mögliche wei­
tere Entwicklungsziele und Perspektiven 
gesprochen werden. 

Terminkalender, Verfahren 
Ausschreibung 2. Maihälfte 2020 
n schriftlich an alle Schulen und im Internet 

n Information der Schulträger 

n Information der Medien 

Bewerbungsschluss 
n 27. November 2020 

Jurysitzung 
n Freitag 29. Januar 2021,  
     11.30 – 16.00 Uhr 

Schulbesuche 
n Montag bis Donnerstag  
     1. – 4. März 2021  
und  
n Montag bis Donnerstag  
     15. – 18. März 2021 

Jurysitzung 
n Freitag 19. März 2021, 9.00 –16.00 Uhr 

Preisverleihung 
n Donnerstag 20. Mai 2021, 18 Uhr, Politi­
sche Akademie der Stiftung Demokratie Saar­
land 

Alle eingereichten Bewerbungen werden 
von der Jury in einer Sitzung Ende Januar 
2021 gesichtet und bewertet. Sie nimmt eine 
Auswahl der Schulen vor, die in die engere 
Wahl kommen. Diese werden von Juryteams 
im März 2021 besucht. Ein Schulbesuch 
umfasst in der Regel eineinhalb Tage. Den 
Nachmittag des ersten Tages nutzen die 
Expertinnen und Experten für ein erstes 
Gespräch mit der Schulleitung, einen Schul­
rundgang und Gespräche mit Elternvertretern 
und außerschulischen Partnern. Der zweite 
Tag besteht aus Unterrichtsbesuchen und 
Gesprächen mit Lehrkräften sowie Schülerin­
nen und Schülern. 

In einer zweiten Jurysitzung am 19. März 
2021 werden die Ergebnisse der Schulbesu­
che ausgewertet und Schulen für den Saarlän­
dischen Schulpreis nominiert. In dieser Sit­
zung entscheidet die Jury auch, welche vier 
Schulen mit dem Hauptpreis und den drei 
besonderen Preisen geehrt werden.. 

In einer feierlichen Veranstaltung am 20. 
Mai 2021 in der Akademie der Stiftung Demo­
kratie Saarland werden die vier Preisträger 
bekanntgegeben und öffentlich ausgezeich­
net. n 

Bernhard Strube 
Alle Unterlagen zum Wettbewerb sowie die Hinweise 
zur Bewerbung stehen im Internet zur Verfügung: 
www.sdsaar.de/profil/schulpreis und www.eltern­fuer­
bildung.de  

 

 

 

 

 

 

 

Die Mitglieder der Jury 
Ruth Breuer 
Rektorin a.D., ehemalige Leiterin der 
Sophie­Scholl­Gemeinschaftsschule Dillin­
gen, Hauptpreisträger des Saarländischen 
Schulpreises 2016/2017; Heusweiler 
Dr. Jan von der Gathen 
Diplom­Pädagoge, Leiter der Franz­Vaah­
sen­Grundschule Düsseldorf, Pädagogi­
scher Experte des Deutschen Schulprei­
ses, Mitherausgeber "Die Grundschulzeit­
schrift"; Essen 
Ingrid Kaiser 
Ehemalige pädagogische Leiterin der 
Helene­Lange­Schule in Wiesbaden (Trä­
ger Deut. Schulpreis 2007), Beraterin für 
Schulentwicklung, Regionalberaterin des 
Deutschen Schulpreises; Frankfurt 
Prof. Dr. Franziska Perels 
Professorin für Bildungswissenschaften, 
Inhaberin des Lehrstuhls für Empirische 
Schul­ und Unterrichtsforschung an der 
Universität des Saarlandes; Saarbrücken 
Vertreterin: Dr. Manuela Benick, Akademi­
sche Rätin am Lehrstuhl für Empirische 
Schul­ und Unterrichtsforschung der Uni­
versität des Saarlandes 
Prof. Dr. Jörg Schlömerkemper 
Professor (i.R.) für Schulpädagogik und All­
gemeine Didaktik an der Goethe­Universi­
tät Frankfurt am Main, langjähriger Redak­
teur der Zeitschrift „Die Deutsche Schule“ 
und Mitarbeiter der Zeitschrift PÄDAGO­
GIK; Göttingen 
Rebecca Spurk 
Oberstudiendirektorin a. D., ehemalige 
Leiterin des Gymnasiums Ottweiler; Mit­
glied im Kuratorium der "Werkstatt Schule 
leiten“; Saarbrücken 
Lennart­Elias Seimetz 
Landesschülersprecher, Landesschülerver­
tretung des Saarlandes 
Prof. Dr. Klaus Helling 
Professor für Allgemeine Betriebswirt­
schaftslehre insbesondere Umweltmana­
gement, Dekan des Fachbereichs Umwelt­
wirtschaft/Umweltrecht sowie Direktor im 
Institut für angewandtes Stoffstrommana­
gement (IfaS) an der Hochschule Trier ­ 
Umwelt­Campus Birkenfeld 
Andreas Sánchez Haselberger 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen­
schaft, Mitglied des Landesvorstandes, 
Vorsitzender Hauptpersonalrat Gemein­
schaftsschulen und Landesfachberater 
Gesundheitsschutz an Gemeinschafts­
schulen
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ZU GUTER LETZT ... 

20…20, klingt irgendwie nach Unentschieden. 
Wenn dies ein Spiel ist, so lasst es uns spielen. 
Doch wer spielt in welcher Liga gegen wen? 
Es geht um vieles, vielleicht sogar um alles. 
Kein Europacup, hier geht‘s um den Weltmeister. 
Die Sensation! Ein Neuling spielt ganz vorne mit. 
Corona, eine Mannschaft, jung und aggressiv,  
lässt die „Alten“ ganz alt aussehen, sorgte dafür, 
dass Armut und Reichtum früh ausgeschieden sind. 
Wachstum schaffte es nicht mal ins Achtelfinale, 
auch Wohlstand wurde von Corona ausgebremst. 
Tourismus musste absteigen in die Regionalliga. 
Bildung verlor bereits haushoch gegen Rüstung. 
Die hat zwar die am  höchsten bezahlten Spieler, 
doch ihre Trainer sind längst nicht mehr Elite 
und Corona schoss sie einfach aus dem Rennen.  
Ist etwa schon Halbfinale? Wer spielt noch mit? 
Klima gegen Welt? Corona gegen Mensch? 
Ersteres droht schon zum Geisterspiel zu werden, 
kaum noch Fans und keiner schaut mehr hin. 
Das Endspiel wird es zeigen, das große Finale! 
Gewinnt Corona, dann hätte der Mensch verloren, 
der Welt bliebe noch eine Chance auf den Titel. 
Das hieße aber, das Klima wäre aus dem Spiel. 
Gewinnt der Mensch, hätte es eh keine Chance. 
Dann hätte Corona zwar endgültig ausgespielt, 
doch im Finale hieße es nun: Mensch gegen Welt. 
Schöne Vorstellung! Der Mensch ganz allein 
im unendlichen All? Ist doch alles nur ein Spiel… 
Vielleicht geht‘s auch ganz anders aus, wenn’s heißt: 
Mal verlieren die Einen, mal gewinnen die Anderen. 
„Schau’n mer mal“ sagte einst schon der „Kaiser“ 

Und wie anfangs erwähnt: Es ist erst Halbzeit!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Zeit und Muße all den Irrsinn in dieser  
Welt einmal ausblenden zu können; 
Entspannung und Erholung, um Kraft  
zu sammeln, immer wieder dagegen  
anzugehen. 
Eine schöne, unbeschwerte Sommer­,  
Urlaubs­ oder Ferienzeit 
wünscht euch das 
EuWiS­Redaktionsteam.
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Die GEW gratuliert  
allen Kolleginnen und  

Kollegen, die im Monat Juli 
und im Montat August 
Geburtstag haben und 

wünscht ihnen alles Gute.  

Bei denjenigen, die in diesen 
zwei Monaten 25 Jahre und 

länger Mitglied unserer 
Gewerkschaft sind, bedanken 

wir uns für ihre Treue.

          GEWERKSCHAFT 

Ulla Blaß­Graf,  
seit 45 Jahren Mitglied der GEW: 
Ich bin in der Gewerkschaft, weil ... 

nur eine starke Gruppierung von Interes­
senvertreter*innen politische Durchsetzungs­
kraft hat. 

Gewerkschaften sind ... 
in unserem Bereich besonders wichtig, um 

zu fordern, dass die Bildungsausgaben ekla­
tant erhöht werden: Aufstockung des Perso­
nals an den Schulen und Kindertageseinrich­
tungen, angemessene Ausstattung, gerechte 
Entlohnung der Fachkräfte in der Weiterbil­
dung, faire Arbeitsverträge für die Hochschul­
angestellten. 

Lernen ... 
Lernklima, Lernumgebung und nicht zuletzt 

eine gute Schularchitektur sind ganz wesentli­
che Parameter für gelingendes Lernen. Enga­
gierte Lehrer*innen, die von den Inhalten 
überzeugt sind, die sie vermitteln und 
dadurch begeistern und motivieren, sind 
ebenso wichtig. Lernen ist die Voraussetzung 
für ein reflektiertes Verhältnis zu sich und der 
Welt und dabei sollte das Bildungssystem die 
Schüler*innen in allen Bereichen unterstüt­
zen. 

Bildungsaufgaben ... 
Die auf Kante genähte Erfüllung des Bil­

dungsauftrags gelingt nur unter Einbeziehung 
von Quereinsteiger*innen, Lehramtsstu­
dent*innen und auf dem Rücken der vielen – 
meist weiblichen – Teilzeitkräfte, deren weit 
über das festgelegte Soll und ihre Entlohnung 
hinausgehende Arbeit das Gesamtsystem ent­
lasten. Die Politik hat sich seit langem einge­
richtet in einer Haltung der Defizitorientie­

rung, die Bildungsministerien erscheinen in 
ständiger Defensivhaltung gegenüber den 
Finanzbehörden und geben sich (notgedrun­
gen?) zufrieden mit Reparatur statt großzügig 
geplantem, an den veränderten Gegebenhei­
ten ausgerichtetem Neu­Aufbau. So wird gute 
Bildung mehr statt weniger in den privaten 
Bereich verlegt.  

Das wird sich ändern müssen ­ oder der 
kommenden Generation wird die mangelnde 
Breitenbildung vor allem in den Bereichen 
Selbstbestimmung, Mitbestimmung, Solidari­
tät, kritisches Denken, ethische Handlungsfä­
higkeit ´auf die Füße fallen´(siehe die USA als 
abschreckendes Beispiel). 

Daran werde ich mich gerne erinnern ... 
Als Mitglied im HPR der Gesamtschulen 

und als langjährige Frauenbeauftragte erst 
der Gesamt ­, dann der Gemeinschaftsschu­
len habe ich Unterstützung, Zuspruch und 
Anerkennung erfahren. Vielen Kolleginnen 
konnte ich in dieser Zeit aus kniffligen Situa­
tionen heraushelfen, unter anderem mithilfe 
der Ausführungen des LGG und der Auslotung 
von Soll­Bruchstellen und juristischen Grauzo­
nen. 

Im Bundesfrauenausschuss der GEW kam 
es mir (und vielen anderen) darauf an, die 
Hälfte der Bevölkerung auch in der Sprache 
sichtbar zu machen; daraus entstand die Bro­
schüre ´Eine Sprache für alle. Geschlechterbe­
wusste Sprache in der Praxis´. In dieser Bezie­
hung bin ich mit Sicherheit mehr als einmal 
durch nervendes Insistieren aufgefallen, aber 
der Erfolg gibt mir letztendlich Recht.   

Nicht zuletzt freuen mich die vielen positi­
ven Rückmeldungen von ehemaligen Schü­
ler*innen, mit denen ich nun ´auf Augenhöhe´ 
in Kontakt stehe. n 

SAAR MOL ... 

Harald Ley

Schlusswort 

2020 Halbzeit! 
Die erste Hälfte des Jahres  
haben wir geschafft.

GEW bei Demo “Black 

Lives Matter” am 

06.06.2020,  

Foto: Max Hewer

Virtueller 1. Mai des GV, Foto: Max Hewer

Überreichung der Broschüre mit den Ergebnissen der Online­Umfrage “Arbeit in Kitas während der 
Corona­Krise” an Bildungsministerin Christine Streichert­Clivot durch Birgit Jenni am 19. Mai 2020, 
Foto: Birgit Jenni

GEW aktiv vor Ort

Virtueller 1. Mai der Jungen GEW, Foto: Max Hewer

GEW­Spende von Spielesammlungen an die Kulturinitiative SB am 23. April 2020, Foto: Birgit JenniVirtueller Ostermarsch 2020, Foto: Max Hewer




